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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Gründung einer Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (BImA-Errichtungsgesetz)

A. Problem und Ziel
Ziel des Gesetzes ist es, für den Bereich der Bundesvermögensverwaltung neue
Rahmenbedingungen für ein wertorientiertes, wirtschaftliches und ganzheit-
liches Immobilienmanagement zu schaffen. Dazu bedarf es einer Organisa-
tionsform, die sich durch flache Hierarchien auszeichnet und schnelle Entschei-
dungswege ermöglicht. An die Stelle der Verwaltungsorganisation tritt ein im
Rahmen der Vorgaben und fachlichen Aufsicht durch das Bundesministerium
der Finanzen weitgehend eigenverantwortliches, betriebswirtschaftlich geführ-
tes „Unternehmen“, dessen Organisation sich an den Geschäftsprozessen orien-
tiert und das auf finanzielle Ergebnisverantwortung ausgerichtet ist. Das Unter-
nehmen wird als Anstalt des öffentlichen Rechts organisiert.

B. Lösung
Gründung der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben durch Bundesgesetz.

C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
Die Einnahmen und Ausgaben der Bundesvermögensverwaltung sind im Etat-
entwurf 2004 und im Finanzplan bis 2007 nicht gesondert ausgewiesen. Fol-
gende Einnahmen und Ausgaben sind der Bundesvermögensverwaltung zuzu-
ordnen:

Mit der Gründung der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben soll künftig der
Aufwand für die bisherigen Aufgaben aus den Einnahmen der Anstalt gedeckt

Haushaltsjahr 2004 2005 2006 2007

Einnahmen 1 060 Mio. Euro 1 058 Mio. Euro 1 058 Mio. Euro 1 058 Mio. Euro

Ausgaben 521 Mio. Euro 552 Mio. Euro 550 Mio. Euro 541 Mio. Euro

Saldo 539 Mio. Euro 506 Mio. Euro 508 Mio. Euro 517 Mio. Euro
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werden. Auf Grund der betriebswirtschaftlich ausgerichteten Aufgabenerledi-
gung werden Effizienzgewinne erwartet. Für den Bundeshaushalt ist daher ge-
genüber der bisherigen Verwaltungsstruktur mit höheren Einnahmen zu rech-
nen. Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben beabsichtigt die folgenden
Zahlungen an den Bundeshaushalt:

Andere Gebietskörperschaften sind von der Umstrukturierung nicht betroffen.

E. Sonstige Kosten
Keine

Haushaltsjahr 2004 2005 2006 2007

Abführung 540 Mio. Euro 520 Mio. Euro 525 Mio. Euro 540 Mio. Euro

Verwaltungskosten-
erstattung für
Dienstleistungen
der BFV 10 Mio. Euro 10 Mio. Euro 10 Mio. Euro 10 Mio. Euro

Gesamt 550 Mio. Euro 530 Mio. Euro 535 Mio. Euro 550 Mio. Euro

Mehreinnahmen + 11 Mio. Euro + 24 Mio. Euro + 27 Mio. Euro + 33 Mio. Euro



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 3 – Drucksache 15/2720





Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 5 – Drucksache 15/2720

Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Gründung einer Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (BImA-Errichtungsgesetz)

Der Deutsche Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Übersicht
Artikel 1 Gesetz über die Bundesanstalt für Immobilien-

aufgaben (BImAG)
Artikel 2 Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes
Artikel 3 Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes
Artikel 4 Änderung des Vermögenszuordnungsgesetzes
Artikel 5 Änderung des Gesetzes zu dem Vertrag vom

12. Oktober 1990 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken

Artikel 6 Änderung der Bundesobergrenzenverordnung
Artikel 7 Änderung der Leistungsstufenverordnung
Artikel 8 Änderung der Leistungsprämien- und -zulagen-

verordnung
Artikel 9 Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Artikel 10 Inkrafttreten

Artikel 1
Gesetz über die Bundesanstalt für

Immobilienaufgaben (BImAG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t
§ 1 Errichtung, Zweck, Sitz
§ 2 Aufgaben, Vermögen
§ 3 Aufsicht
§ 4 Organe, Satzung
§ 5 Rechtsstellung der Vorstandsmitglieder
§ 6 Finanzierung
§ 7 Wirtschaftsplan
§ 8 Buchung, Jahresabschluss
§ 9 Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofs
§ 10 Anwendung des Haushaltsrechts
§ 11 Beamtinnen und Beamte
§ 12 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Auszubildende
§ 13 Auflösung von Organisationseinheiten der Bundesver-

mögensverwaltung
§ 14 Überleitung von Verfahren
§ 15 Übergangsregelung Personalvertretung

§ 16 Übergangsregelung Schwerbehindertenvertretung

§ 17 Übergangsregelung Gleichstellungsbeauftragte

§ 18 Überleitung von Beschäftigten

§ 19 Verteilung der Versorgungslasten

§ 1

Errichtung, Zweck, Sitz
(1) Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der

Finanzen wird eine bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt
des öffentlichen Rechts zum … 2004 errichtet. Sie trägt die
Bezeichnung „Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“
(BImA). Die Anstalt hat die Aufgabe, die ihr vom Bund
übertragenen liegenschaftsbezogenen und sonstigen Aufga-
ben eigenverantwortlich zu erfüllen.

(2) Die Bundesanstalt hat ihren Sitz in Bonn. Sie hat das
Recht, Außenstellen als Haupt- oder Nebenstellen einzu-
richten.

§ 2

Aufgaben, Vermögen
(1) Auf die Bundesanstalt gehen die Aufgaben über, die

am … 2004 (einsetzen: Tag vor Errichtung der Bundes-
anstalt) den Bundesvermögensämtern, den Bundesforstäm-
tern und den Bundesvermögensabteilungen der Oberfinanz-
direktionen übertragen sind. Dazu gehören neben den sonst
übertragenen Aufgaben insbesondere die Deckung des
Grundstücks- und Raumbedarfs für Bundeszwecke und die
Wohnungsfürsorge des Bundes sowie die Verwaltung und
Verwertung von Grundstücken, die nicht für Verwaltungs-
zwecke des Bundes oder im Rahmen des Gemeingebrauchs
im Aufgabenbereich des Bundes benötigt werden (Allge-
meines Grundvermögen) und die forstlichen Dienstleistun-
gen einschließlich forstlicher Bewirtschaftung und natur-
schutzfachlicher Betreuung des Liegenschaftsvermögens
des Bundes. Soweit derartige Aufgaben anderen Bundesbe-
hörden oder Gesellschaften des Bundes übertragen sind,
verbleibt es bei deren Zuständigkeit.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen ist ermächtigt,
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben durch Rechts-
verordnung das Eigentum an Grundstücken seines Ge-
schäftsbereichs unentgeltlich zu übertragen. Anstelle dessen
ist das Bundesministerium der Finanzen berechtigt, das aus-
schließliche und unwiderrufliche Nutzungsrecht an Liegen-
schaften dergestalt einzuräumen, dass Substanz und Erträge
hieraus dauerhaft der Bundesanstalt und damit ihrem Ver-
mögen zufließen (wirtschaftliches Eigentum). Das Nähere
regelt eine Übertragungsvereinbarung.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann mit der
Bundesanstalt eine Vereinbarung über die unentgeltliche
Übertragung von beweglichen Sachen schließen.
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(4) Die Bundesanstalt ist bevollmächtigt, die Bundes-
republik Deutschland im Rechtsverkehr zu vertreten. Sie übt
diese Vollmacht nur im Rahmen der ihr übertragenen Auf-
gaben aus. Diese Einschränkung ist von den Grundbuchäm-
tern nicht zu prüfen.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann der Bun-
desanstalt weitere Aufgaben übertragen und diese wieder
entziehen. Andere Bundesministerien können der Bundes-
anstalt durch öffentlich-rechtlichen Vertrag weitere Aufga-
ben übertragen.

§ 3
Aufsicht

(1) Die Bundesanstalt untersteht der Rechts- und Fach-
aufsicht des Bundesministeriums der Finanzen.

(2) Soweit die Bundesanstalt Aufgaben aus dem Ge-
schäftsbereich eines anderen Bundesministeriums erledigt,
übt dieses die Rechts- und Fachaufsicht aus. Fachliche Wei-
sungen mit wesentlichen finanziellen oder organisatorischen
Auswirkungen auf die Bundesanstalt ergehen im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finanzen.

§ 4
Organe, Satzung

(1) Die Bundesanstalt wird von einem Vorstand geleitet
und vertreten. Er besteht aus der Sprecherin oder dem Spre-
cher und bis zu zwei weiteren Mitgliedern. Aufgaben und
Befugnisse des Vorstandes bestimmen dieses Gesetz und die
Satzung. Die Sprecherin oder der Sprecher führen die Amts-
bezeichnung „Sprecherin des Vorstandes der Bundesanstalt
für Immobilienaufgaben“ oder „Sprecher des Vorstandes der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“; die übrigen Mit-
glieder führen die Amtsbezeichnung „Mitglied des Vorstan-
des der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch-
tigt, einen Verwaltungsrat bei der Bundesanstalt einzurich-
ten.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen erlässt die Sat-
zung der Bundesanstalt. In die Satzung sind insbesondere
Bestimmungen aufzunehmen über
1. den Aufbau und die Organisation
2. die Aufgaben und Befugnisse des Vorstandes
3. die Aufgaben und Befugnisse eines Verwaltungsrates
4. die rechtsgeschäftliche Vertretung
5. die Wirtschaftsführung einschließlich Buchführung und

Rechnungslegung.
Die Satzung wird im Bundesanzeiger veröffentlicht.

§ 5
Rechtsstellung der Vorstandsmitglieder

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden für die Dauer
von bis zu fünf Jahren berufen. Verlängerungen sind zuläs-
sig. Die Mitglieder des Vorstandes sollen in einem öffent-
lich-rechtlichen Amtsverhältnis gemäß den Bestimmungen
der Absätze 2 bis 7 stehen.

(2) Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Bun-
despräsidentin oder vom Bundespräsidenten auf Vorschlag
der Bundesministerin oder des Bundesministers der Finan-
zen ernannt. Das Amtsverhältnis der Mitglieder des Vor-
standes beginnt mit der Aushändigung der Ernennungsur-
kunde, wenn nicht in der Urkunde ein späterer Tag bestimmt
ist. Es endet mit Ablauf der Amtszeit, Erreichen der Alters-
grenze des § 41 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder
mit der Entlassung. Die Bundespräsidentin oder der Bun-
despräsident entlässt ein Mitglied des Vorstandes auf dessen
Verlangen oder auf Beschluss der Bundesregierung bei ge-
störtem Vertrauensverhältnis oder aus wichtigem Grund.
Vor dem Beschluss ist dem Mitglied des Vorstandes Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Im Falle der Beendi-
gung des Amtsverhältnisses erhält das Mitglied des Vorstan-
des eine von der Bundespräsidentin oder dem Bundespräsi-
denten vollzogene Urkunde. Die Entlassung auf Verlangen
wird mit der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn in
ihr nicht ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die
Entlassung aus wichtigem Grund oder bei gestörtem Ver-
trauensverhältnis wird mit dem Vollzug des Beschlusses der
Bundesregierung wirksam, wenn sie sie nicht ausdrücklich
für einen späteren Tag beschließt.

(3) Die Mitglieder des Vorstands leisten nach Aushändi-
gung der Ernennungsurkunde vor der Bundesministerin
oder dem Bundesminister der Finanzen folgenden Eid:

„Ich schwöre, das Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland und alle in der Bundesrepublik Deutschland
geltenden Gesetze zu wahren und meine Amtspflichten ge-
wissenhaft zu erfüllen, so wahr mir Gott helfe.“

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet wer-
den.

(4) Im Übrigen werden die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder des Vorstandes durch Verträge geregelt, die das Bun-
desministerium der Finanzen mit den Mitgliedern des Vor-
stands schließt.

(5) Wird eine Bundesbeamtin oder ein Bundesbeamter
zum Mitglied des Vorstandes ernannt, scheidet sie oder er
mit Beginn des Amtsverhältnisses aus dem bisherigen Amt
aus. Für die Dauer des Amtsverhältnisses ruhen die in dem
Beamtenverhältnis begründeten Rechte und Pflichten mit
Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des
Verbots der Annahme von Belohnungen oder Geschenken.
Satz 2 gilt längstens bis zum Eintritt oder bis zur Versetzung
in den Ruhestand.

(6) Endet das Amtsverhältnis nach Absatz 1 und wird die
oder der Betroffene nicht anschließend in ein anderes
öffentlich-rechtliches Amtsverhältnis zum Bund berufen,
treten Beamtinnen und Beamte, wenn ihnen nicht innerhalb
von drei Monaten unter den Voraussetzungen des § 26
Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes oder vergleich-
barer landesgesetzlicher Regelungen ein anderes Amt über-
tragen wird, mit Ablauf dieser Frist aus ihrem Dienst-
verhältnis als Beamte in den einstweiligen Ruhestand,
sofern sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht die gesetzliche
Altersgrenze erreicht haben. Sie erhalten ein Ruhegehalt,
das sie in ihrem früheren Amt unter Hinzurechnung der Zeit
des öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnisses erdient hätten.
Die Zeit des Amtsverhältnisses ist auch ruhegehaltfähig,
wenn der Beamtin oder dem Beamten nach Satz 1 ein ande-
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res Amt im Beamtenverhältnis übertragen wird. Für die be-
amteten Mitglieder des Vorstandes gilt § 107b des Beamten-
versorgungsgesetzes entsprechend. Für Mitglieder des
Vorstandes, die in keinem Beamtenverhältnis standen oder
stehen, bleibt eine vertragliche Versorgungsregelung nach
Absatz 4 unberührt. Die Ruhens- und Anrechnungsvor-
schriften des Beamtenversorgungsgesetzes sind sinngemäß
anzuwenden.

(7) Die Absätze 5 und 6 gelten für Richterinnen und
Richter und für Berufssoldatinnen und Berufssoldaten ent-
sprechend.

§ 6
Finanzierung

(1) Die Anstalt deckt ihren Aufwand für die ihr nach § 2
übertragenen Aufgaben aus den Erträgen der Verwaltung
und Verwertung des ihr übertragenen Bundesvermögens
und aus vereinbarten Erstattungen. Die Bundesanstalt kann
in ihrer Eröffnungsbilanz und in den folgenden Jahres-
abschlüssen Rücklagen bilden. Mit Feststellung des Jahres-
abschlusses durch das Bundesministerium der Finanzen ist
über die Verwendung des Bilanzgewinnes zu beschließen.
Einzelheiten regelt die Satzung.

(2) Die Anstalt hat kein Recht zur Kreditaufnahme am
Markt; notwendige Kredite gewährt der Bund nach Maß-
gabe des Haushaltsgesetzes.

(3) Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Bun-
desanstalt findet nicht statt. § 12 Abs. 2 der Insolvenzord-
nung ist entsprechend in der Weise anzuwenden, dass sich
die Ansprüche der Arbeitnehmer gegen den Bund richten.

§ 7
Wirtschaftsplan

(1) Der Vorstand stellt vor Beginn des Geschäftsjahres
einen Wirtschaftsplan auf, der
– eine Vorschau-Gewinn- und Verlustrechnung
– eine Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Ausgaben

einschließlich der Investitionsplanung
– eine Personalplanung
umfasst. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Einzelheiten
regelt die Satzung.

(2) Der Wirtschaftsplan bedarf der Genehmigung des
Bundesministeriums der Finanzen. Übersichten über die
Einnahmen und Ausgaben und ein Stellenplan sind dem
Haushaltsplan des Bundes als Anlagen beizufügen.

§ 8
Buchung, Jahresabschluss

(1) Die Bundesanstalt bucht nach den Regeln der kauf-
männischen Buchführung.

(2) Das der Bundesanstalt übertragene Vermögen ist nach
handelsrechtlichen Grundsätzen zu bewerten. Die Regelun-
gen der §§ 7, 9, 10, 17 und 36 des DM-Bilanzgesetzes fin-
den entsprechende Anwendung, wobei die Frist des § 36
Abs. 4 Satz 2 des DM-Bilanzgesetzes mit Ablauf des Jahres
2008 endet.

(3) Die Bundesanstalt stellt für jedes Geschäftsjahr einen
Jahresabschluss sowie einen Lagebericht nach handelsrecht-
lichen Grundsätzen auf. Jahresabschluss und Lagebericht
sind dem Bundesministerium der Finanzen zur Entlastung
des Vorstandes vorzulegen. Näheres regelt die Satzung.
§ 109 Abs. 2 Satz 2 bis 4 der Bundeshaushaltsordnung ist
anzuwenden.

§ 9

Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes

Für das Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes gilt
§ 111 der Bundeshaushaltsordnung.

§ 10

Anwendung des Haushaltsrechts

(1) Die §§ 7, 9, 24 der Bundeshaushaltsordnung sowie
die Vorschriften des Teils III der Bundeshaushaltsordnung
gelten entsprechend mit Ausnahme der §§ 38 und 45 sowie
der Bestimmungen, die eine Buchung nach Einnahmen und
Ausgaben voraussetzen. Hinsichtlich der nach § 2 Abs. 2
übertragenen Grundstücke bleiben die §§ 63 und 64 der
Bundeshaushaltsordnung unberührt.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann weitere
Ausnahmen von der Anwendung des Haushaltsrechts zulas-
sen.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen sowie andere
Bundesministerien, die der Bundesanstalt Aufgaben über-
tragen, können die Bundesanstalt ermächtigen, Teile des
Bundeshaushaltes zu bewirtschaften. Insoweit gelten die
Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung einschließlich der
dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften in der jeweils
geltenden Fassung.

§ 11

Beamtinnen und Beamte

(1) Der Bundesanstalt wird das Recht verliehen, Beam-
tinnen und Beamte zu haben; sie sind mittelbare Bundes-
beamtinnen und Bundesbeamte. Die Übernahme von Beam-
tinnen und Beamten anderer Dienstherren ist nur mit Zu-
stimmung des Bundesministeriums der Finanzen zulässig.
Neue Beamtenverhältnisse darf die Bundesanstalt nicht be-
gründen.

(2) Für die Beamtinnen und Beamten ist oberste Dienst-
behörde die Sprecherin oder der Sprecher des Vorstandes.

(3) Die Bundespräsidentin oder der Bundespräsident er-
nennt die Beamtinnen und Beamten der Bundesbesoldungs-
ordnung B; die Sprecherin oder der Sprecher des Vorstandes
ernennt die übrigen Beamtinnen und Beamten.

(4) Die Bundesanstalt kann mit Zustimmung des Bundes-
ministeriums der Finanzen ihre Befugnisse und Zuständig-
keiten einschließlich der Entscheidung über Rechtsbehelfe
auf den Gebieten der Besoldung, Beihilfe, Reise- und Um-
zugskosten sowie Trennungsgeld und die automatisierte
Verarbeitung personenbezogener Daten ganz oder teilweise
gegen Erstattung der Verwaltungskosten auf Behörden der
Bundesfinanzverwaltung übertragen. Die Übertragung ist
im Bundesgesetzblatt zu veröffentlichen.
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§ 12
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Auszubildende

(1) Auf die Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Aus-
zubildenden der Bundesanstalt sind die für Arbeitnehmerin-
nen, Arbeitnehmer und Auszubildende des Bundes jeweils
geltenden Tarifverträge und sonstigen Bestimmungen anzu-
wenden.

(2) Angestellte können auch oberhalb der höchsten tarif-
vertraglichen Vergütungsgruppe in einem außertariflichen
Angestelltenverhältnis beschäftigt werden, soweit dies für
die Durchführung der Aufgaben erforderlich ist. Satz 1 gilt
für die sonstige Gewährung von übertariflichen und außer-
tariflichen Leistungen entsprechend.

§ 13
Auflösung von Organisationseinheiten der

Bundesvermögensverwaltung
Die Bundesvermögensämter, die Bundesforstämter und

die Bundesvermögensabteilungen der Oberfinanzdirektionen
als Organisationseinheiten der Bundesvermögensverwaltung
sind mit Ablauf des … 2004 (einsetzen: Tag vor Errichtung
der Bundesanstalt) aufgelöst.

§ 14
Überleitung von Verfahren

Bei den in § 13 genannten Organisationseinheiten am …
2004 (einsetzen: Tag vor Errichtung der Bundesanstalt) an-
hängige Verwaltungsverfahren werden von der Bundes-
anstalt fortgeführt. Die Bundesanstalt handelt als zuständige
Stelle des Bundes und vertritt ihn auch vor Gericht.

§ 15
Übergangsregelung Personalvertretung

(1) Die erstmaligen Wahlen zur Personalvertretung nach
dem Bundespersonalvertretungsgesetz in der Bundesanstalt
finden innerhalb von fünf Monaten nach deren Errichtung
statt.

(2) Bis zur Konstituierung der nach Absatz 1 zu wählen-
den Personalvertretung nimmt deren Aufgaben ein Über-
gangspersonalrat wahr. Diesem können nur Beschäftigte an-
gehören, die nach § 18 auf die Bundesanstalt übergeleitet
werden. Er setzt sich zusammen aus den bisherigen Mitglie-
dern des Hauptpersonalrates. Hinzu kommen je ein bisheri-
ges Mitglied der Bezirkspersonalräte der Oberfinanzdirek-
tionen, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes über eine
Bundesvermögensabteilung verfügten, sowie je ein bisheri-
ges Mitglied der Personalräte Bund oder des Gesamtperso-
nalrates der ehemaligen Bundesvermögensabteilungen. Mit-
glied ist jeweils der Vorsitzende, ersatzweise ein Vorstands-
mitglied oder ein Mitglied der jeweiligen Personalvertre-
tung. Kommt nach Satz 4 mehr als ein ehemaliger
Mandatsträger in Betracht, so findet § 17 Abs. 1 Satz 2 des
Bundespersonalvertretungsgesetzes entsprechend Anwen-
dung. Der Vorsitzende des Hauptpersonalrates beim Bun-
desministerium der Finanzen beruft die Mitglieder unter
Übersendung der Tagesordnung zur ersten Sitzung ein und
leitet diese, bis der Übergangspersonalrat aus seiner Mitte
einen Wahlleiter zur Wahl des Vorstandes bestellt hat.

(3) Der Übergangspersonalrat bestellt den Wahlvorstand
für die erstmaligen Wahlen nach Absatz 1.

(4) Die am … 2004 (einsetzen: Tag vor Errichtung der
Bundesanstalt) bestehenden Dienstvereinbarungen für den
Bereich der Bundesvermögensverwaltung gelten bis zu
einer Neuregelung für die Bundesanstalt fort, längstens aber
für die Dauer von 18 Monaten.

§ 16

Übergangsregelung Schwerbehindertenvertretung

(1) Die erstmaligen Wahlen zur Schwerbehindertenver-
tretung nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch finden in
der Bundesanstalt spätestens fünf Monate nach deren Er-
richtung statt.

(2) Die Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung
nimmt bis zur Aufnahme ihrer Tätigkeit eine Übergangs-
schwerbehindertenvertretung wahr. Dieser können nur Be-
schäftigte angehören, die nach § 18 auf die Bundesanstalt
übergeleitet werden. Aus der Mitte der ehemaligen Bezirks-
vertrauenspersonen und örtlichen Vertrauenspersonen wer-
den eine Person, die den Vorsitz ausübt, sowie zwei Vertre-
tungspersonen mit jeweils einfacher Mehrheit bestimmt.

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Übergangs-
schwerbehindertenvertretung bestellt unverzüglich den
Wahlvorstand für die erstmaligen Wahlen nach Absatz 1.

§ 17

Übergangsregelung Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die Wahl der Gleichstellungsbeauftragten erfolgt
nach den Regelungen der Verordnung über die Wahl der
Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterin in
Dienststellen des Bundes. Die Bestellung muss danach in-
nerhalb von vier Monaten nach Errichtung der Bundesan-
stalt abgeschlossen sein.

(2) Die für die Bundesvermögensverwaltung bestellten
Gleichstellungsbeauftragten bestimmen zeitnah nach der
Errichtung der Bundesanstalt mit einfacher Mehrheit aus
dem Kreis der nach § 18 auf die Bundesanstalt übergelei-
teten ehemaligen Gleichstellungsbeauftragten aus jedem
der ehemaligen neun Bereiche der Oberfinanzdirektionen
mit Bundesvermögensabteilung eine Gleichstellungsbeauf-
tragte. Diese und die Gleichstellungsbeauftragte des Bun-
desministeriums der Finanzen nehmen bis zur Neuwahl das
Übergangsmandat wahr. Sie entscheiden mit einfacher
Mehrheit.

§ 18

Überleitung von Beschäftigten

(1) Die Beamtinnen und Beamten der in § 13 genannten
Organisationseinheiten sind mit Wirkung vom … 2004 (ein-
setzen: Tag der Errichtung der Bundesanstalt) Beamtinnen
und Beamte der Bundesanstalt. § 130 Abs. 1 des Beamten-
rechtsrahmengesetzes findet entsprechend Anwendung. Die
ersten Amtsinhaber nach Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b erhal-
ten ihre Bezüge aus der Besoldungsgruppe B 3, die ersten
Amtsinhaber nach Artikel 2 Nr. 3 dieses Gesetzes erhalten
ihre Bezüge aus der Besoldungsgruppe B 6. Satz 3 gilt nur,
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soweit die Amtsinhaber bisher ein entsprechendes Amt
innehatten.

(2) Die bei den in § 13 genannten Organisationseinheiten
beschäftigten Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Aus-
zubildenden sind mit Wirkung vom … 2004 (einsetzen: Tag
der Errichtung der Bundesanstalt) in den Dienst der Bundes-
anstalt übernommen. Die Bundesanstalt tritt unbeschadet
des § 12 Abs. 1 in die Rechte und Pflichten der im Zeit-
punkt der Übernahme bestehenden Arbeits- und Ausbil-
dungsverhältnisse ein.

§ 19

Verteilung der Versorgungslasten

(1) Der Bund erbringt die Versorgungs- und Beihilfeleis-
tungen für die ehemaligen Beamtinnen und Beamten der
Bundesvermögensverwaltung.

(2) Der Bund zahlt die Versorgungsbezüge für die Beam-
tinnen und Beamten der Bundesanstalt sowie die Beihilfe-
leistungen für deren Versorgungsempfänger.

(3) Die Bundesanstalt führt jährlich Beiträge an den
Bund in Höhe von 33 vom Hundert der ruhegehaltfähigen
Bruttobezüge ihrer aktiven Beamtinnen und Beamten sowie
der fiktiven Bruttobezüge ihrer ruhegehaltfähig beurlaubten
Beamtinnen und Beamten ab.

Artikel 2

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) des
Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt geän-
dert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 6. August 2002
(BGBl. I S. 3082, 3101), wird wie folgt geändert:

1. In der Besoldungsgruppe B 2 werden

a) bei der Amtsbezeichnung „Abteilungsdirektor, Ab-
teilungspräsident“ der Funktionszusatz „– als Leiter
der Gruppe Forstinspektion bei einer Oberfinanz-
direktion –“ gestrichen und

b) nach der Amtsbezeichnung „Direktor bei der Bahn-
versicherungsanstalt“ die Amtsbezeichnung „Direk-
tor bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“
sowie der Fußnotenhinweis „8)“ eingefügt.

2. In der Besoldungsgruppe B 3 werden nach der Amtsbe-
zeichnung „Direktor bei der Bundesanstalt Die Deutsche
Bibliothek“ die Amtsbezeichnung „Direktor bei der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“ und der Fußno-
tenhinweis „15)“ eingefügt.

3. In der Besoldungsgruppe B 4 werden nach der Amtsbe-
zeichnung „Direktor und Professor des Deutschen Histo-
rischen Instituts in Rom“ die Amtsbezeichnung „Erster
Direktor bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“
eingefügt.

Artikel 3

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes

Das Finanzverwaltungsgesetz vom 30. August 1971
(BGBl. I S. 1426, 1427), zuletzt geändert durch Artikel 12
des Gesetzes vom 16. Mai 2003 (BGBl. I S. 660), wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. als örtliche Behörden die Hauptzollämter ein-
schließlich ihrer Dienststellen (Zollämter, Zoll-
kommissariate) und die Zollfahndungsämter.“

2. § 2a Abs. 3 und § 2b werden aufgehoben.

3. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „eine Bundes-
vermögensabteilung“ gestrichen.

b) Absatz 5 wird aufgehoben.

4. In § 9 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „und 3“ gestrichen.

5. § 16 wird aufgehoben.

Artikel 4

Änderung des Vermögenszuordnungsgesetzes

Das Vermögenszuordnungsgesetz (VZOG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 29. März 1994 (BGBl. I
S. 709), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
28. Oktober 2003 (BGBl. I S. 2081), wird wie folgt geän-
dert:

In § 8 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „das Bundesver-
mögensamt vertreten, in dessen Bezirk das Grundstück
liegt“ durch die Wörter „die Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben vertreten“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Gesetzes zu dem Vertrag vom
12. Oktober 1990 zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken

Das Gesetz zu dem Vertrag vom 12. Oktober 1990 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Bedingungen des
befristeten Aufenthalts und die Modalitäten des planmäßi-
gen Abzugs der sowjetischen Truppen aus dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland vom 21. Dezember 1990
(BGBl. 1991 II, S. 256) wird wie folgt geändert:

Artikel 4 § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Behörden sind die
Oberfinanzdirektionen (Bundesvermögensabteilungen)“
durch die Wörter „Behörde ist die Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
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Artikel 6
Änderung der Bundesobergrenzenverordnung
Die Bundesobergrenzenverordnung vom 21. Januar 2003

(BGBl. I S. 92) wird wie folgt geändert:
1. Nach § 1 wird folgender § 2 eingefügt:

„§ 2
Beförderungsämter in der Bundesanstalt

für Immobilienaufgaben
Im gehobenen Dienst der Bundesanstalt für Immobi-

lienaufgaben dürfen die Anteile der Beförderungsämter
folgende Obergrenzen nicht überschreiten:
In der Besoldungsgruppe A 11 30 vom Hundert,“
in der Besoldungsgruppe A 12 20 vom Hundert,“
in der Besoldungsgruppe A 13  9 vom Hundert.“

2. Der bisherige § 2 wird § 3.

Artikel 7
Änderung der Leistungsstufenverordnung

In § 5 Abs. 1 Satz 1 der Leistungsstufenverordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. September 2002
(BGBl. I S. 3743), die zuletzt durch … geändert worden ist,
wird nach dem Wort „bei“ die Angabe „der Bundesanstalt
für Immobilienaufgaben,“ eingefügt.

Artikel 8

Änderung der Leistungsprämien-
und -zulagenverordnung

In § 6 Satz 1 der Leistungsprämien- und -zulagenverord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Septem-
ber 2002 (BGBl. I S. 3745), die zuletzt durch … geändert
worden ist, wird nach dem Wort „bei“ die Angabe „der Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben,“ eingefügt.

Artikel 9

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Die auf den Artikeln 6, 7 und 8 beruhenden Teile der dort

geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund der ein-
schlägigen Ermächtigung durch Rechtsverordnung geändert
werden.

Artikel 10

Inkrafttreten
Artikel 1 tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft; im

Übrigen tritt dieses Gesetz am … 2004 (einsetzen: Tag der
Errichtung der Bundesanstalt) in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeines
Ziel des Gesetzes ist es, die Bundesvermögensverwaltung in
eine unternehmerisch geführte Anstalt des öffentlichen
Rechts zu überführen und damit eine effektive und effi-
ziente Aufgabenerledigung zu ermöglichen.

Mit der Umstrukturierung soll eine leistungsstarke, kosten-
günstige und transparente Aufgabenerledigung erreicht und
die Bundesvermögensverwaltung zu einem modernen
Dienstleister umgestaltet werden. Damit folgt die Verwal-
tung den Motiven und Entwicklungen in der Privatwirt-
schaft, in der Immobilien angesichts ihrer Werthaltigkeit
professionell gemanagt werden. Auch die überwiegende
Zahl der Bundesländer hat bereits die Umstrukturierung
ihrer Liegenschafts- und Bauverwaltungen in unternehme-
risch geführte Organisationen realisiert.

Kernaufgabe der Bundesvermögensverwaltung ist die Be-
schaffung, Verwaltung und Verwertung von Bundesliegen-
schaften. Hinzu kommt eine Reihe von immobilienbezoge-
nen Dienstleistungen für die Verwaltungseinrichtungen des
Bundes, beispielsweise die forstliche Betreuung der militä-
risch genutzten Liegenschaften des Bundesministeriums der
Verteidigung sowie die Betreuungsaufgaben im Rahmen des
Aufenthaltes der ausländischen Streitkräfte.

Die Bundesvermögensverwaltung, ein dreistufig organisier-
ter Teil der Bundesfinanzverwaltung, hat nach erheblichem
Aufgabenzuwachs im Zuge der staatlichen Vereinigung ihre
Verwaltungsstrukturen zwischen 1996 und 1998 deutlich
gestrafft. Durch die Einführung moderner Arbeits- und
Steuerungsmethoden hat sie erste Schritte zu einem moder-
nen Immobilien-Dienstleister hin vollzogen. In der beste-
henden Behördenstruktur erschweren die bestehenden Bin-
dungen an behördliche Regelungen und Abläufe den immo-
bilienwirtschaftlichen Umgang mit den Vermögenswerten
des Bundes. Umfangreiche Untersuchungen im Projekt
NIMBUS – Abschlussbericht vom 13. Februar 2003 –
haben ergeben, dass der Einsatz betriebswirtschaftlicher
Steuerungselemente, die Abflachung von Hierarchiestufen
und die Stärkung des Prinzips der Eigenverantwortlichkeit
auf der Basis einer strategischen Portfolioplanung zu deut-
lichen wirtschaftlichen Vorteilen führen. Nach dem dazu er-
arbeiteten Finanzentwicklungsplan werden in der neuen
Organisationsform Ergebnisse erzielt, die – über den
Betrachtungszeitraum von 10 Jahren hinweg – zu einer Ver-
besserung der Einnahmesituation des Bundes von insgesamt
1,3 Mrd. Euro gegenüber der bisherigen Aufgabenerfüllung
führen.

Mit dem Gesetz wird der überwiegend fiskalisch geprägte
Aufgabenbereich der Bundesvermögensverwaltung insge-
samt auf die neue Bundesanstalt übertragen. An die Stelle
der Verwaltungsorganisation tritt ein fachgesteuerter und im
Rahmen der Fachaufsicht grundsätzlich eigenverantwort-
licher, unternehmerisch geführter Betrieb. Verkauf, Vermie-
tung und Investitionen werden nach einer noch zu erarbei-
tenden Portfolioplanung auf der Basis nachhaltiger Renta-
bilitätsbetrachtungen gesteuert. Dabei wird ein schnellerer
Verkauf insbesondere der unrentablen Immobilien und sol-

cher Liegenschaften angestrebt, die am Markt über ihrem
Ertragswert liegende Erlöse erwarten lassen. Daneben kön-
nen Wertschöpfungsmaßnahmen zur Steigerung der Erträge
gezielt eingesetzt werden. Ziel ist es, in allen Bereichen des
Immobilienmarktes flexibler auftreten zu können, um
Marktschwankungen und -chancen besser ausnutzen zu
können.
Die Bundesanstalt wird nach kaufmännischen Regeln ge-
führt. In einer Spartenorganisation werden ergebnisverant-
wortliche Geschäftsbereiche als Profit-Center gebildet. Be-
triebswirtschaftliche Methoden und Instrumente zur Steue-
rung der Aufgabenerledigung und des Immobilienportfolios
tragen dazu bei, Kostenreduzierungspotenziale konsequent
zu verfolgen. Durch Investitionen, z. B. in den entwick-
lungsfähigen Bestand oder Maßnahmen zur Anentwicklung
von Problemliegenschaften, sollen stärker als bisher Erträge
aus der Verwertung von Liegenschaften des Allgemeinen
Grundvermögens generiert werden. Als weitere Aufgabe
sieht der Beauftragte für die Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung auf Grund der Beschlüsse des Haushaltsausschus-
ses des Deutschen Bundestages die BImA als die Einrich-
tung des Bundes an, die künftig die Verwaltung der durch
die obersten Bundesbehörden oder ihre nachgeordneten Ge-
schäftsbereiche verwalteten Liegenschaften übernimmt.
Mit der Erfassung und konkreten Zuordnung aller Kosten
und Erträge der Bundesanstalt wird zudem das Betriebser-
gebnis transparent und messbar.
Die Qualität einzelner Dienstleistungen wird durch Spezia-
lisierung der Beschäftigten in der Spartenorganisation wei-
ter gesteigert. Der unternehmerische Erfolg der Bundes-
anstalt hängt deshalb in besonders starker Weise von der
Leistungsbereitschaft ihrer Beschäftigten ab. Nach ersten
Erfahrungen im Gründungsjahr soll daher eine die unterneh-
merische Zielsetzung berücksichtigende Form der leistungs-
orientierten Bezahlung entwickelt werden.
Bereits im Rahmen des NIMBUS-Projektes sind auch alter-
native Lösungsmöglichkeiten (optimierte Verwaltung, Bun-
desoberbehörde, Betrieb nach § 26 Bundeshaushaltsordnung,
GmbH) geprüft worden. Während eine GmbH-Lösung zwar
noch größere Freiheiten/Flexibilität in der Aufgaben-
erledigung bieten würde, wäre mit ihr aber ein nicht vertret-
barer Transformationsaufwand verbunden. Demgegenüber
bietet eine Anstalt des öffentlichen Rechts im Vergleich zu an-
deren Verwaltungslösungen wegen ihrer Stellung außerhalb
der unmittelbaren Bundesverwaltung die größte unterneh-
merische Flexibilität und die besten Möglichkeiten, nach rein
immobilienwirtschaftlichen Zielen zu operieren.
Das Errichtungsgesetz fasst die organisatorischen, funktio-
nalen und personalwirtschaftlichen Schritte zusammen. Die
Bundesvermögensämter, Bundesforstämter und Bundesver-
mögensabteilungen der Oberfinanzdirektionen werden auf-
gelöst. Die Aufgaben werden auf die Bundesanstalt übertra-
gen, das Personal wird übergeleitet. Das Bundesministerium
der Finanzen löst zeitgleich seine Liegenschaftsabteilung
auf. Die Rechts- und Fachaufsicht verbleibt dem Bundesmi-
nisterium der Finanzen und wird neu strukturiert. Bereits
mit dem Beschluss der Bundesregierung zum Bundeshaus-
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halt 2004 und zum Finanzplan bis 2007 ist festgelegt wor-
den, die Bundesbauämter und die Bauabteilung bei der
Oberfinanzdirektion Berlin mit dem Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung zusammenzulegen.

Für alle sich aus der Umstrukturierung ergebenden perso-
nalwirtschaftlichen Maßnahmen gelten die im Rahmen des
Projekts „Strukturentwicklung Bundesfinanzverwaltung“
erarbeiteten Grundsätze der sozialverträglichen Umsetzung.
Hierzu gehört, dass keine betriebsbedingten Beendigungs-
kündigungen oder Änderungskündigungen zum Zwecke der
Herabgruppierung erfolgen und die Beschäftigten durch die
Regionalstandorte in der Fläche ihre neuen Aufgaben weit-
gehend ohne Wohnortwechsel wahrnehmen können.

Die Überleitung der Beschäftigten ist in diesem Errich-
tungsgesetz geregelt. Danach sollen auf die Tarifbeschäftig-
ten der zu gründenden Bundesanstalt die für die Arbeitneh-
merinnen, Arbeitnehmer und Auszubildenden des Bundes
jeweils geltenden Tarifverträge und sonstigen Bestimmun-
gen angewendet werden.

Da die Liegenschaftsverwaltung eine bundesweite Präsenz in
der Fläche erfordert, soll zunächst weitgehend auf die heuti-
gen Standorte der Bundesvermögensverwaltung zurück-
gegriffen werden. Auch künftig werden Aufgaben an andere
Standorte verlagert, wenn die am alten Standort noch zu
erledigenden Aufgaben nur noch einen sehr geringen organi-
satorischen und personellen Einsatz erfordern. Wie bisher
werden dabei sozialverträgliche Lösungen für die Beschäf-
tigten angestrebt.

Die Annahmen zur Personalentwicklung bauen auf dem
vorhandenen Personalbestand auf und berücksichtigen nur
die bereits feststehenden Altersabgänge. Diese Entwicklung
wird bundesweit in etwa im Gleichklang mit dem angestreb-
ten Verkauf nicht mehr benötigter bundeseigener Liegen-
schaften stehen. Demnach ist aus heutiger Sicht davon aus-
zugehen, dass sich der Personalbestand grundsätzlich durch
Altersabgänge in dem Umfang verringern wird, wie Aufga-
ben durch erfolgreiche Verwertungstätigkeit wegfallen.

B. Die Vorschriften im Einzelnen

Zu Artikel 1 (Gesetz über die Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (BImAG))

Das neue Gesetz enthält diejenigen rechtlichen Bestimmun-
gen, die den normativen Rahmen für die Errichtung der
Bundesanstalt nach Auflösung der bisherigen Organisa-
tionseinheiten der Bundesvermögensverwaltung darstellen.
Dabei handelt es sich um Vorschriften über die Rechtsform,
die Aufsicht, den Anstaltszweck, die Organisation, die Wirt-
schaftsführung und das Personalrecht der Bundesanstalt.

Zu § 1 (Errichtung, Zweck, Sitz)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift enthält den grundlegenden organisatorischen
Errichtungsakt für die Bundesanstalt. Die am Stichtag durch
die Bundesvermögensverwaltung in der Mittel- und Orts-
instanz der Bundesfinanzverwaltung wahrgenommen Auf-
gaben werden in einer bundesunmittelbaren rechtsfähigen
Anstalt des öffentlichen Rechts zusammengeführt.

Die Bundesanstalt besitzt eigene Rechtspersönlichkeit. Die
Bezeichnung „Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“
weist auf das Kerngeschäft hin.

Zu Absatz 2

Die Bundesanstalt hat den Sitz ihrer Zentrale in Bonn. Diese
wird sich im Wesentlichen auf Personal der Liegenschafts-
abteilung des Bundesministeriums der Finanzen stützen.
Diese Abteilung hat bei der Verlegung des Regierungssitzes
Beschäftigte des Bundesministeriums der Finanzen mit
Bleiberecht in Bonn aufgenommen. Das schließt nicht aus,
Teile der zentralen Querschnittsbereiche auch an anderen
Orten anzusiedeln. Somit steht diese Bestimmung in Ein-
klang mit der entsprechenden Absicht des Berlin/Bonn-Ge-
setzes vom 26. April 1994 (BGBl. I S. 918), den überwie-
genden Teil der Arbeitsplätze in Bonn zu erhalten.

Für die Erledigung ihrer Aufgaben in der Fläche bedient sich
die Bundesanstalt der Außenstellen als Haupt- oder Neben-
stellen. Sie sind an den Standorten der aufgelösten Organisa-
tionseinheiten der Bundesvermögensverwaltung angesiedelt.

Zu § 2 (Aufgaben, Vermögen)

Zu Absatz 1

Der Bundesanstalt werden alle Aufgaben übertragen, für die
am Tag vor der Errichtung der Bundesanstalt die Bundes-
vermögensverwaltung zuständig war. Neue Aufgaben wer-
den ihr durch das Gesetz nicht zugewiesen.

Anknüpfungspunkt ist die Regelung in § 16 Abs. 2 und 3
Finanzverwaltungsgesetz. Diese Vorschrift enthält – ausge-
hend von den Bundesvermögensämtern und den Bundes-
forstämtern – die Aufgabenzuweisung an die Bundesvermö-
gensverwaltung.

Satz 2 stellt klar, dass der Schwerpunkt der Geschäftstätig-
keit der Anstalt das Immobilienmanagement ist. Dazu gehö-
ren auch die Aufgaben der Gebäude-Controlling-Institution
(GCI), die weiterhin den Ressorts angeboten und ab 1. Ja-
nuar 2004 in die Bundesvermögensverwaltung integriert
werden. Hinzu kommen die forstlichen Dienstleistungen für
die gesamten Bundesimmobilien.

Der Bereich Bundesforst ist zudem ressortübergreifender
Dienstleister für ein umfassendes Gelände- und Umweltma-
nagement auf den Liegenschaften des Bundes. Er nimmt auf
den betreuten Flächen die forstliche Bewirtschaftung ein-
schließlich Jagd- und Fischereinutzung sowie die für den
Bund relevanten Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege wahr.

Zu den in Satz 2 angesprochenen sonst der Bundesanstalt
übertragenen Aufgaben gehören z. B.

aus dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen:
l im Bereich Wohnungswesen die

– Aufgaben aus dem Bereich der Wohnungsfürsorge
des Bundes; die Beschäftigen der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben werden in die Wohnungsfür-
sorge des Bundes einbezogen; der vom Bund in die
BImA wechselnde Personenkreis unterlag bereits bis-
her der Wohnungsfürsorge des Bundes;
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– die Verwaltung der den Ländern vom Bund insbeson-
dere für Zwecke des Wohnungsbaus gewährten Dar-
lehen;

– die Erhebung der Fehlbelegungsabgabe nach den Ge-
setzen über den Abbau der Fehlsubventionierung im
Wohnungswesen. Soweit die Länder eigene Gesetze
erlassen haben, obliegt die Durchführung der Aufga-
ben der Bundesanstalt nach den mit den Ländern zu
schließenden Organleiheabkommen;

l aus dem Bereich der Bundesstraßenverwaltung, die in
Auftragsverwaltung von den Ländern ausgeführt wird,
die
– Inanspruchnahme von Grundstücken aus dem Allge-

meinen Grundvermögen (AGV) für Straßenzwecke,
insbesondere auch für naturschutzrechtliche Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen,

– Abgabe nicht mehr für Straßenbauzwecke benötigter
Grundstücke an das AGV,

– Land- und forstwirtschaftliche Wertermittlung und
– Erarbeitung von Richtlinien für die Wertermittlung

durch land- und forstwirtschaftliche Gutachter,
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Ver-
teidigung:
– die Beschaffung von Eigentums- und anderen dinglichen

und obligatorischen Rechten,
– die Verwaltung von Gestattungsrechten,
– die Unterstützung bei der Ermittlung von Entschädigun-

gen für die Wertminderung von Hausgrundstücken durch
Fluglärm im Bereich militärischer Flugplätze (einschließ-
lich Außenbereichsentschädigungen und Schallschutz-
maßnahmen),

– die Unterstützung bei der Restwertermittlung,
– Land- und forstwirtschaftliche Wertermittlungen,
– die Erarbeitung von Richtlinien für die Wertermittlung

durch land- und forstwirtschaftliche Gutachter,
– die Unterstützung bei der Festsetzung des Nutzungsent-

gelts für die Mitbenutzung von Liegenschaften sowie
– Forstlicher Brandschutz.
Die Bauaufgaben des Bundes auf den der Anstalt überlasse-
nen Liegenschaften werden – wie bisher – durch die zustän-
dige Bundes- oder Landesbauverwaltung durchgeführt.

Zu Absatz 2
Satz 1 ermächtigt das Bundesministerium der Finanzen, das
dingliche Eigentum an Grundstücken durch Rechtsverord-
nung zu übertragen. Der sachenrechtliche Übergang des
Eigentums vollzieht sich damit außerhalb des Grundbuches.
Satz 2 ermöglicht es dem Bundesministerium der Finanzen al-
ternativ, der Bundesanstalt das wirtschaftliche Eigentum an
den zur Verwertung anstehenden Liegenschaften des Allge-
meinen Grundvermögens sowie an den für Verwaltungs-
zwecke seines Geschäftsbereichs benötigten Dienstliegen-
schaften (Verwaltungsgrundvermögen des Bundesministe-
riums der Finanzen) im Wege der Sacheinlage zu übertragen.
Dieses wiederum ist Voraussetzung für eine Aktivierung des

Grundvermögens nach § 246 HGB in der Bilanz der Anstalt.
Die Grundstücke, die auf die Anstalt übertragen werden,
werden in der Übertragungsvereinbarung unter Hinweis auf
bestehende Regelungen im Bundeshaushalt umschrieben.
Daneben werden die finanziellen Beziehungen zwischen dem
Bund und der Bundesanstalt auf der Basis eines Gesellschaf-
terdarlehens im Rahmen des bestehenden Beteiligungsver-
hältnisses bestimmt. Das Gesellschafterdarlehen wird durch
Nachrangigkeit Eigenkapital ersetzend werden.

Zu Absatz 3
Die Vorschrift ermächtigt das Bundesministerium der Fi-
nanzen, bewegliche Sachen unentgeltlich der Bundesanstalt
zu Eigentum zu übertragen. Damit soll in erster Linie er-
möglicht werden, die Bundesanstalt mit Sachmitteln auszu-
statten, die sie unmittelbar für ihren Betrieb benötigt und die
auch schon von der Vorgängerorganisation genutzt wurden,
wie z. B. Büromöbel, IT-Hard- und Software.

Zu Absatz 4
Soweit der Anstalt Grundstücke übertragen werden, stehen
ihr die Erlöse aus der Verwaltung und Verwertung zu. Die
Anstalt verwaltet und verwertet das ihr übertragene Vermö-
gen damit im eigenen Interesse. Insoweit liegt ein Fall eige-
ner Vermögensverwaltung vor.
Soweit nur wirtschaftliches Eigentum übertragen wird,
arbeitet die Anstalt in fremdem Namen für die Bundesrepu-
blik Deutschland, wenn auch für eigene Rechnung. Die Ver-
tretungsbefugnis erstreckt sich auf hoheitliches und fiskali-
sches Handeln.
Sofern die Bundesanstalt Grundstücke verwaltet und ver-
wertet, die nach Artikel 22 Abs. 1 des Einigungsvertrages in
der Treuhandverwaltung des Bundes stehen, handelt sie im
Namen und für Rechnung der Bundesrepublik Deutschland.
Die entsprechenden Einnahmen führt sie unmittelbar an den
Bundeshaushalt ab.
Um wirksam im Rechtsverkehr auftreten zu können, benö-
tigt sie die Vollmacht der Eigentümerin. An Stelle der sonst
nötigen Einzelvollmachten wird ihr gesetzlich Generalvoll-
macht erteilt. Eine Rechtsnachfolge in Rechte und Ver-
pflichtungen, die zuvor von der Bundesvermögensver-
waltung für die Bundesrepublik Deutschland begründet
wurden, ist nicht gegeben.

Zu Absatz 5
Die Öffnungsklausel ermöglicht, in der Anstalt weitere, ins-
besondere immobilienbezogene Aufgaben zu bündeln.
Gleichzeitig soll dem Bundesministerium der Finanzen er-
möglicht werden, der Bundesanstalt die Erledigung von
Aufgaben wieder zu entziehen, die ihr nach ihrer Gründung
übertragen wurden, wenn sich deren Erledigung durch eine
Behörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Finanzen als wirtschaftlicher und zweckmäßiger erweist.
Andere Ressorts können der Bundesanstalt neue Aufgaben
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag übertragen, der auch
Regelungen über die Finanzierung der Aufgabenerledigung
enthalten kann.
Unabhängig hiervon hat die Bundesanstalt das Recht, mit
Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen Beteili-
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gungen an Unternehmen zu erwerben, zu halten und zu ver-
äußern; dies ergibt sich bereits aus § 65 Bundeshaushalts-
ordnung. Soweit im Rahmen der Aufgabenerledigung ge-
werbliche Aktivitäten erforderlich werden, sollen vorrangig
solche Tochterunternehmen eingeschaltet werden.

Zu § 3 (Aufsicht)

Zu Absatz 1

Die Bundesanstalt nimmt ihre Aufgaben selbständig wahr.
Sie ist der Rechts- und Fachaufsicht des Bundesministeriums
der Finanzen unterstellt. Durch den Unternehmensstatus ge-
winnt die Anstalt mehr Unabhängigkeit im budgetären, orga-
nisationsrechtlichen und personellen Bereich.

Die Aufsichtsregelung entspricht der politischen und demo-
kratischen Verantwortlichkeit des Bundesministeriums der
Finanzen. Die Rechts- und Fachaufsicht gegenüber der An-
stalt umfasst ein Auskunfts-, Zustimmungs- und Weisungs-
recht über die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des An-
staltshandelns.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen der bisherigen
Regelung in § 3 Abs. 1 Finanzverwaltungsgesetz. Damit ist
sichergestellt, dass die Aufgaben für andere Ressorts auch
in der Bundesanstalt uneingeschränkt nach deren fachlichen
Weisungen erledigt werden. Dies gilt z. B. für Aufgaben aus
dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen. Hierzu rechnen Maßnahmen der
Wohnungsfürsorge des Bundes, die Verwaltung der den
Ländern vom Bund insbesondere für Zwecke des Woh-
nungsbaus gewährten Darlehen, die Erhebung der Fehlbele-
gungsabgabe sowie das technische Gebäudemanagement
und die Betriebsüberwachung.

Die Aufgaben erledigt die Bundesanstalt für die unmittel-
bare Bundesverwaltung nach den Vorgaben und der Fach-
aufsicht des jeweils zuständigen Bundesministeriums.

Soweit Weisungen wesentliche Auswirkungen auf den
finanziellen, organisatorischen und personalwirtschaftlichen
Bereich der Anstalt haben, ist ein Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen erforderlich.

Zu § 4 (Organe, Satzung)

Zu Absatz 1

Organ der Bundesanstalt ist der aus bis zu drei Mitgliedern
bestehende Vorstand.

Das kollegiale Leitungsmodell wird dem Unternehmens-
charakter eher gerecht als ein auf die Erfüllung hoheitlicher
Aufgaben ausgerichtetes monokratisches Präsidialmodell.
Die anspruchsvollen wirtschaftlichen Ziele der Bundesan-
stalt erfordern auf allen Ebenen immobilien-, betriebswirt-
schaftliche und juristische Fachkenntnisse, die auch in der
Leitungsebene ihre Entsprechung finden müssen. Dies be-
gründet ein aus mehreren Personen bestehendes Leitungs-
organ. Ein dreiköpfiger Vorstand ist insbesondere in der
Anlaufphase geboten. Die gesetzliche Bestimmung lässt es
zu, die Leitung der Anstalt entsprechend der Aufgaben-
entwicklung auf bis zu ein Vorstandsmitglied zu reduzieren.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift enthält die Ermächtigung der Aufsichts-
behörde, zu einem ihr geeignet erscheinenden Zeitpunkt
einen Verwaltungsrat einzurichten.

Zu Absatz 3

Mit dieser Regelung wird das Bundesministerium der Fi-
nanzen zum Erlass der Satzung ermächtigt. In der Satzung
sind insbesondere der Aufbau und die Organisation, die
Aufgaben und Befugnisse der Vorstandsmitglieder sowie
des Verwaltungsrates, die rechtsgeschäftliche Vertretung der
Bundesanstalt und die Wirtschaftsführung zu regeln oder zu
konkretisieren. Hierzu gehört auch die Nutzung des Kassen-
systems des Bundes, es sei denn, das Kassensystem kann
die von der Anstalt nachgefragten Leistungen nicht oder nur
mit unverhältnismäßigem Aufwand erbringen.

Zu § 5 (Rechtsstellung der Vorstandsmitglieder)

Zu Absatz 1

Die Wahrnehmung der Vorstandsaufgaben erfolgt zum Zeit-
punkt der Aufnahme der Geschäftstätigkeit der Bundesan-
stalt in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis. Die
Ausgestaltung des Rechtsverhältnisses trägt den im Vorder-
grund stehenden unternehmerischen Aufgaben der Bundes-
anstalt Rechnung. Damit werden deren Leitungsstrukturen
im Interesse einer wettbewerbsorientierten Unternehmens-
politik an die Leitungsstrukturen der Wirtschaft angenähert.
Zugleich ermöglicht die Ausgestaltung, geeignete Persön-
lichkeiten für die Führung der Bundesanstalt zu gewinnen
und ihnen die Leitung im Unterschied zu Lebenszeitbeam-
ten nicht auf Dauer, sondern mit Blick auf eine marktnahe
und innovative Aufgabenwahrnehmung nur befristet zu
übertragen. Im Unterschied zu einer beamtenrechtlichen
Regelung erlaubt die Ausgestaltung als öffentlich-recht-
liches Amtsverhältnis – ebenso wie ein privatrechtliches
Dienstverhältnis – eine jederzeitige Beendigung des Dienst-
oder Amtsverhältnisses aus wichtigem Grund. Die Ausge-
staltung als Sollvorschrift eröffnet die Möglichkeit, dass bei
Nachbesetzungen zu einem späteren Zeitpunkt – insbeson-
dere wenn sich die Rahmenbedingungen hinsichtlich der
Aufgabenstellung der Bundesanstalt im Hinblick auf den zu
erwartenden weiteren Rückgang bei den hoheitlichen Auf-
gaben geändert haben – privatrechtliche Dienstverträge mit
den Mitgliedern des Vorstandes abgeschlossen werden. In
einem solchen Fall finden die Absätze 2 bis 7 keine Anwen-
dung mit der Folge, dass in den Dienstverträgen auch gere-
gelt werden könnte, nur einen bestimmten Teil der vorgese-
henen Bezahlung als festen Bestandteil und den Rest als
Leistungsbezahlung in Abhängigkeit z. B. vom Verkauf der
Immobilien vorzusehen und wegen der Höhe der Bezahlung
auf eine besondere Versorgungsregelung zu verzichten, so-
dass nach dem Ausscheiden keine Folgekosten entstehen.
Die Obergrenzen dieser Bezüge orientieren sich dann an den
für Beamte geltenden besoldungsrechtlichen Bewertungs-
maßstäben.

Zu Absatz 2

Diese Bestimmung regelt Beginn und Beendigung der
Tätigkeit der Mitglieder des Vorstandes sowie das Verfahren
für die Ernennung und Entlassung.
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Zu Absatz 3

Diese Regelung gibt die Eidesformel vor.

Zu Absatz 4

Diese Bestimmung legt fest, dass die Rechtsverhältnisse mit
den Mitgliedern des Vorstandes durch Verträge zwischen
den Mitgliedern und dem Bundesministerium der Finanzen
zu regeln sind. In den Verträgen dürfen Abfindungsklauseln
nur dann vereinbart werden, wenn das betreffende Vor-
standsmitglied zuvor nicht in einem Beamtenverhältnis ge-
standen hat, aus welchem Ansprüche auf Versorgungs-
bezüge bestehen.

Zu den Absätzen 5 und 6

Hier wird das Verfahren geregelt, wenn Bundesbeamtinnen
oder Bundesbeamte zum Vorstandmitglied berufen werden
oder aus dem Vorstand ausscheiden.

Zu Absatz 7

Diese Bestimmung überträgt die für ausscheidende Mitglie-
der des Vorstandes mit Beamtenstatus geltenden Regelun-
gen auf Richterinnen und Richter sowie Soldatinnen und
Soldaten.

Zu § 6 (Finanzierung)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt die eigenverantwortliche Bewirtschaf-
tung der Einnahmen und Ausgaben der Bundesanstalt und
ermächtigt sie, in einem mit der Rechts- und Fachaufsicht
abzustimmenden Rahmen Rücklagen zu bilden. Zugleich
wird durch Satz 1 verdeutlicht, dass die Bundesanstalt ihren
Gesamtaufwand (Personal- und Sachkosten) aus dem um-
schriebenen Rahmen zu bestreiten hat. Die Kosten der Auf-
gaben, die sie nach § 2 Abs. 1 bzw. § 3 Abs. 2 für andere
Ressorts wahrnimmt, sind darin enthalten. Durch dieses
Gesetz werden daher über bestehende Kostenregelungen
hinaus keine zusätzlichen Kostenbelastungen der Ressorts
eintreten. Für die Erledigung künftig übertragener Aufgaben
können entsprechend § 2 Abs. 5 Kostenregelungen getrof-
fen werden.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift stellt klar, dass der Bundesanstalt eine Kapi-
talaufnahme auf dem freien Kapitalmarkt nicht gestattet ist.
Dies ist auch nicht erforderlich, da der Bund die Versorgung
mit notwendigen Krediten sicherstellt. Kreditermächtigun-
gen werden im Haushaltsgesetz festgelegt.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift unterstellt, dass der Bund auch ohne aus-
drückliche Regelung im Gesetzestext als Gewährträger die
Zahlungsfähigkeit der Bundesanstalt sichert. Insoweit ist
eine Teilnahme an einem Insolvenzsicherungsumlagever-
fahren nicht geboten. Im Übrigen ist auf die Überleitung al-
ler Beschäftigten und die Übernahme der bisherigen tarif-
vertraglichen Regelungen zu verweisen.

Zu § 7 (Wirtschaftsplan)
Zu den Absätzen 1 und 2
In Anwendung der Bundeshaushaltsordnung stellt die Bun-
desanstalt einen Wirtschaftsplan auf, der eine Gewinn- und
Verlustrechnung, eine Kapitalbedarfsrechnung sowie eine
Personalplanung und einen Stellenplan umfasst.

Zu § 8 (Buchung, Jahresabschluss)
Zu Absatz 1
Die Bestimmung gibt die kaufmännische Buchführung als
Grundlage für das Rechnungswesen und die Bilanzierung
vor.

Zu Absatz 2
Die Anwendbarkeit der Bestimmungen des DM-Bilanz-
gesetzes ermöglicht es der Anstalt, über einen Zeitraum von
5 Jahren seit ihrer Errichtung Anpassungen der Werte des
ihr übertragenen Grundvermögens vorzunehmen. Damit
wird die Wertermittlung eines inhomogenen Immobilienbe-
standes zu Beginn der Geschäftsaufnahme erleichtert. Han-
delsrechtliche Jahresabschlüsse können aufgrund gewonne-
ner Erfahrungen bei der Veräußerung der Liegenschaften
noch für einen Zeitraum von 5 Jahren neu bestimmt werden.
Da der Bund als Gewährträger für die Anstalt einsteht und
der Anstalt eine Kreditaufnahme am Markt nicht einge-
räumt ist, sind Gläubigerinteressen nicht berührt.

Zu Absatz 3
Der Vorstand ist durch diese Vorschrift verpflichtet, für
jedes Geschäftsjahr einen Jahresabschluss und einen Lage-
bericht nach handelsrechtlichen Grundsätzen aufzustellen
und vorzulegen. Damit erfüllt er die Grundvoraussetzung
für seine Entlastung.

Zu § 9 (Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes)
Die Bundesanstalt unterliegt dem Prüfungsrecht des Bun-
desrechnungshofes.

Zu § 10 (Anwendung des Haushaltsrechts)
Zu Absatz 1
Eine Analyse der Aufgaben der Bundesvermögensverwal-
tung hat ergeben, dass ihr Kerngeschäft, das Immobilienma-
nagement, am besten in unternehmerischer Form zu erledi-
gen ist. Zur Erfüllung ihrer unternehmerischen Aufgabe soll
sie lediglich insoweit an die Bundeshaushaltsordnung ge-
bunden sein, wie dies für die Steuerung durch den Anstalts-
träger sowie die Aufgabenerfüllung notwendig ist. Die Vor-
schrift regelt, welche Vorschriften der Bundeshaushaltsord-
nung auf die Bundesanstalt Anwendung finden und welche
Befugnisse des Bundesministeriums der Finanzen auf die
Anstalt übertragen werden.
Der in § 64 Abs. 1 Bundeshaushaltsordnung enthaltene Zu-
stimmungsvorbehalt des Bundesministeriums der Finanzen
bleibt ebenso erhalten wie die parlamentarischen Beteili-
gungsrechte nach § 64 Abs. 2 Bundeshaushaltsordnung bei
der Veräußerung von Grundstücken mit erheblichem Wert
oder besonderer Bedeutung. Diese Zustimmungsvorbehalte
stehen der Bildung von wirtschaftlichem Eigentum bei der
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Bundesanstalt an den zum Allgemeinen Grundvermögen
gehörenden Grundstücken nicht entgegen.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift ermöglicht es dem Bundesministerium der
Finanzen, sofern es sich betriebswirtschaftlich bzw. nach
den vorgegebenen kaufmännischen Grundsätzen als not-
wendig erweisen sollte, der Anstalt zu gestatten, weitere
haushaltsrechtliche Regelungen nicht anzuwenden, die dem
kameralistischen System zu Eigen sind.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift stellt klar, dass die Bundesanstalt in dem
nicht zu ihrem Kerngeschäft gehörenden Aufgabenbereich
den Regelungen der Bundeshaushaltsordnung einschließlich
der dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften uneinge-
schränkt unterliegt, soweit sie Teile des Bundeshaushalts
bewirtschaftet.

Zu § 11 (Beamtinnen und Beamte)

Zu Absatz 1

Nach § 121 Nr. 2 Beamtenrechtsrahmengesetz ist die Dienst-
herreneigenschaft durch Gesetz, Verordnung oder Satzung zu
verleihen. Halbsatz 2 stellt klar, dass die Beamtinnen und Be-
amten der Bundesanstalt mittelbare Bundesbeamtinnen und
Bundesbeamte sind. Dienstherr ist damit nicht der Bund, son-
dern die Bundesanstalt. Die Verleihung der Dienstherrenfä-
higkeit ist notwendig, um beamtenrechtliche Entscheidungen
bezogen auf die nach § 18 übergeleiteten Beamtinnen und
Beamten zu treffen und auch für die Zukunft die Möglichkeit
zu eröffnen, in Ausnahmefällen geeignete Beamtinnen und
Beamte von anderen Dienstherren übernehmen zu können.
Wegen der ganz überwiegend fiskalischen Kernaufgabe Im-
mobilienmanagement ist die Begründung neuer Beamtenver-
hältnisse durch die Bundesanstalt nicht vorgesehen.

Zu Absatz 2

Wer oberste Dienstbehörde i. S. d. § 3 Abs. 1 Bundesbeam-
tengesetz ist und damit zuständig für beamtenrechtliche
Entscheidungen im Einzelfall, bedarf für die Beamtinnen
und Beamten einer nach dem Kollegialprinzip geführten
Bundesanstalt des öffentlichen Rechts einer eigenen Rege-
lung in diesem Errichtungsgesetz.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift regelt die Ernennung der Beamtinnen und
Beamten. Die Ernennung der Beamtinnen und Beamten der
Besoldungsgruppe B muss der Bundespräsidentin oder dem
Bundespräsidenten vorbehalten bleiben. Die gesetzliche
Übertragung des Ernennungsrechts bezüglich der übrigen
Beamtinnen und Beamten auf die Sprecherin oder den Spre-
cher des Vorstands bewegt sich im Rahmen der Vorgaben
von Artikel 60 Abs. 1 Grundgesetz und § 10 Abs. 1 Bundes-
beamtengesetz und der Anordnung des Bundespräsidenten
über die Ernennung und Entlassung der Bundesbeamten und
Richter im Bundesdienst vom 14. Juli 1975 (BGBl. I
S. 1915) i. d. F. vom 11. November 1996 (BGBl. I S. 1772).

Zu Absatz 4

Für die Beschäftigten der Bundesvermögensverwaltung neh-
men derzeit andere Behörden innerhalb der Bundesfinanz-
verwaltung Aufgaben auf den Gebieten der Personal- und
Personalnebenkosten und der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten wahr. Um die Organisationsstruktur der Bundes-
anstalt nicht zu befrachten, soll auch zukünftig die Möglich-
keit bestehen, mit Zustimmung des Bundesministeriums der
Finanzen Behörden der Bundesfinanzverwaltung im Sinne
des § 1 Finanzverwaltungsgesetz mit derartigen Aufgaben zu
betrauen. Das umfasst auch die Bearbeitung von Rechts-
behelfen, also insbesondere Widerspruchsverfahren.

Vorrangig sind die Angelegenheiten der Beamtinnen und
Beamten der Bundesanstalt betroffen. Im Bereich der Beihilfe
erfasst dies auch die Versorgungsempfängerinnen, Versor-
gungsempfänger der Bundesanstalt; die Ermächtigung zur
Übertragung der Befugnisse im Bereich der Beamtenversor-
gung ergibt sich aus § 49 Abs. 1 Beamtenversorgungsgesetz.
Die in Absatz 4 zugelassenen Delegationen sind auch im
Arbeitnehmerbereich möglich, ohne dass es allerdings einer
besonderen gesetzlichen Ermächtigung bedarf.

Zu § 12 (Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Auszu-
bildende)

Zu Absatz 1

Im Interesse der Einheitlichkeit des Tarifrechts im Bundes-
bereich erklärt die Vorschrift die für den öffentlichen Dienst
des Bundes jeweils geltenden tarifvertraglichen Regelungen
und allgemeinen Bestimmungen auch in der Bundesanstalt
für anwendbar. Dies betrifft u. a. den Bundesangestelltenta-
rifvertrag, den Manteltarifvertrag für die Arbeiterinnen und
Arbeiter sowie die Tarifverträge für Waldarbeiter des Bun-
des. Die Regelung erfasst nicht nur die tarifgebundenen Ar-
beitnehmer, sondern auch diejenigen, bei denen das Tarif-
recht des Bundes kraft Arbeitsvertrag zur Anwendung
kommt.

Zu den sonstigen Bestimmungen zählen auch die Bestim-
mungen zur Zusatzversorgung bei der Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder (VBL). Die VBL-Zusatzversor-
gung der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter wird
über eine Beteiligungsvereinbarung zwischen der Bundes-
anstalt und der VBL fortgeführt.

Zu Absatz 2

Satz 1 stellt klar, dass eine Beschäftigung von Angestellten
in einem außertariflichen Angestelltenverhältnis auch
außerhalb der höchsten tarifvertraglichen Vergütungsgruppe
erfolgen kann. Die Erforderlichkeit für die Durchführung
der Aufgaben der Bundesanstalt ist tatbestandliche Voraus-
setzung und zugleich Maßstab für die Gewährung einer
Spitzenvergütung, und zwar auch bei zeitlich befristeter Be-
schäftigung. Weitere Voraussetzung ist das Vorhandensein
einer entsprechend besetzbaren Planstelle oder Stelle.

Die Möglichkeit der eigenständigen Gewährung einer au-
ßertariflichen Vergütung trägt der Bedeutung der Personal-
gewinnung für die Bundesanstalt Rechnung; sie muss für
spezielle Aufgaben (z. B. im IT-Bereich), bei denen sie im
Wettbewerb zur Privatwirtschaft steht, attraktive Konditio-
nen anbieten können.
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Im Rahmen der Erforderlichkeit wird die Bundesanstalt
auch die Möglichkeit einer Befristung von außertariflichen
Angestelltenverhältnissen zu berücksichtigen haben. Eine
Befristung kann sich hier insbesondere aus der Eigenart der
Arbeitsleistung rechtfertigen (vgl. § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4
des Teilzeit- und Befristungsgesetzes). Zur Erfüllung ihrer
Aufgaben, bei der sich die Bundesanstalt den Herausforde-
rungen von Markt und Wettbewerb zu stellen hat, ist die
Bundesanstalt angesichts der Anforderungen auch auf sol-
che Spitzenkräfte angewiesen, die neben einer ausgezeich-
neten Qualifikation auch eine besondere Berufserfahrung
auf aktuellem Stand aus der freien Wirtschaft mitbringen.
Gerade dieser Praxisbezug mit aktuellen Kenntnissen in re-
levanten Markt- und Fachbereichen, der schwerlich durch
Qualifizierungsmaßnahmen ersetzt werden kann, kann eine
außertarifliche Vergütung erfordern. Eine nur vorüberge-
hende Beschäftigung von entsprechenden Spitzenkräften im
Zusammenwirken mit den in einem unbefristeten Arbeits-
bzw. Dienstverhältnis stehenden Beschäftigten ermöglicht
es, Aktualität und Kontinuität, die für die Aufgabenerfül-
lung der Bundesanstalt unverzichtbar sind, zu verbinden.
Satz 2 stellt klar, dass die Bundesanstalt in eigener Verant-
wortung einzelfallbezogen auch sonstige außertarifliche und
übertarifliche Leistungen gewähren kann. Damit wird auch
– aus Gründen der Gleichbehandlung mit den Beamtinnen
und Beamten – die Zahlung einer außertariflichen Aus-
gleichszulage für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
des Bundesministeriums der Finanzen ermöglicht, die in die
Bundesanstalt wechseln.
Die Satzung kann Genehmigungserfordernisse der Aufsicht
vorsehen.

Zu § 13 (Auflösung von Organisationseinheiten der Bundes-
vermögensverwaltung)

Mit der Auflösung der 37 Bundesvermögensämter, der 36
Bundesforstämter und der 9 Bundesvermögensabteilungen
der Oberfinanzdirektionen als bislang zuständige Organisa-
tionseinheiten entfällt die Bundesvermögensverwaltung als
ein Geschäftsbereich der Bundesfinanzverwaltung. Die
Auflösung hat u. a. zur Folge, dass bei den Oberfinanzdirek-
tionen Berlin, Erfurt, Magdeburg und Rostock keine Bun-
desabteilungen mehr bestehen.
Die §§ 2a, 2b Finanzverwaltungsgesetz ermächtigen das
Bundesministerium der Finanzen zur Auflösung durch
Rechtsverordnung. Im Interesse einer einheitlichen Rege-
lung zur Überleitung der Aufgaben erfolgt die Auflösung
durch das Errichtungsgesetz.

Zu § 14 (Überleitung von Verfahren)
Die in § 2 Abs. 4 dieses Gesetzes enthaltene Vertretungs-
ermächtigung umfasst nicht die Tätigkeiten im hoheitlichen
Bereich.
Die Regelung stellt sicher, dass die Bundesanstalt in die Be-
arbeitung der von den ehemaligen Dienststellen der Bundes-
vermögensverwaltung am … 2004 (einsetzen: Tag vor der
Errichtung der Bundesanstalt) geführten Verfahren eintritt.
Umfasst werden alle Verwaltungsverfahren, alle gericht-
lichen Verfahren sowie Verwaltungsvollstreckungsver-
fahren. Ein Parteiwechsel ist damit nicht verbunden, soweit
die Bundesanstalt die Aufgaben für die Bundesrepublik

Deutschland wahrnimmt. Die von der Bundesvermögens-
verwaltung mit anderen Ressorts eingegangenen Rechtsver-
hältnisse und Verwaltungsvereinbarungen werden von der
Bundesanstalt fortgeführt.

Zu § 15 (Übergangsregelung Personalvertretung)
Zu den Absätzen 1 bis 4
Die Vorschrift regelt für die Übergangszeit die Wahrneh-
mung von Aufgaben der Personalvertretung (Übergangs-
mandate). Dies ist notwendig, weil durch die Auflösung der
Dienststellen der Bundesvermögensverwaltung alle Man-
date erlöschen. Das Übergangsmandat stellt sicher, dass in
der Bundesanstalt bis zur ersten Personalratswahl keine per-
sonalvertretungslose Zeit entsteht.
Die Regelung sieht vor, dass je ein von den Beschäftigten
der Bundesvermögensverwaltung in den Hauptpersonalrat,
die Bezirkspersonalräte und örtlichen Personalvertretungen
der Oberfinanzdirektionen gewählter Vertreter im Über-
gangspersonalrat vertreten ist.

Zu § 16 (Übergangsregelung Schwerbehindertenvertretung)
Zu den Absätzen 1 bis 3
Die Vorschrift regelt für die Übergangszeit die Wahrneh-
mung von Aufgaben der Vertretung der schwerbehinderten
Menschen in der Bundesanstalt. Durch die Auflösung der
Dienststellen der Bundesvermögensverwaltung erlöschen
alle Mandate. Durch die Regelung wird sichergestellt, dass
die Interessen der schwerbehinderten Menschen in der An-
stalt bis zur Wahl der neuen Schwerbehindertenvertretung
gewahrt werden.

Zu § 17 (Übergangsregelung Gleichstellungsbeauftragte)
Zu Absatz 1
Diese Regelung gibt für die Wahl und Bestellung der
Gleichstellungsbeauftragten einen Zeitraum von vier Mona-
ten nach Gründung der Bundesanstalt vor.

Zu Absatz 2
Da auch die Mandate der Gleichstellungsbeauftragten der
Bundesvermögensverwaltung mit Auflösung der Dienststel-
len erlöschen, muss auch hier eine Übergangsregelung bis zu
Neuwahlen geschaffen werden. Die Regelung bestimmt, dass
die am … 2004 (einsetzen: Tag vor der Errichtung der Bun-
desanstalt) vorhandenen Gleichstellungsbeauftragten der
Bundesvermögensverwaltung aus dem Kreis der ehemaligen
Gleichstellungsbeauftragten, die in die Bundesanstalt über-
geleiteten wurden, aus jedem der ehemaligen neun Bereiche
der Oberfinanzdirektionen mit Bundesvermögensabteilung
je eine Gleichstellungsbeauftragte bestimmen, die zusammen
mit der Gleichstellungsbeauftragten des Bundesministeriums
der Finanzen bis zur Neuwahl das Übergangsmandat wahr-
nehmen.

Zu § 18 (Überleitung von Beschäftigten)
Zu Absatz 1
Die Beamtinnen und Beamten der Bundesvermögensver-
waltung sind mit Wirkung vom … 2004 (Tag der Errichtung
der Bundesanstalt) Beamtinnen und Beamte der Bundesan-
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stalt. Nach Satz 2 ist bei der kraft Gesetzes erfolgten Über-
leitung § 130 Abs. 1 Beamtenrechtsrahmengesetz zur An-
wendung zu bringen; die Überleitung erfolgt statusgleich.
Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten bleibt un-
berührt, erteilte Genehmigungen und Bewilligungen (z. B.
zu Teilzeitbeschäftigung, Nebentätigkeit, Wohnungsfür-
sorge) gelten fort. Satz 3 stellt klar, dass diejenigen Beschäf-
tigten, die bisher ein Amt der Besoldungsgruppe B 3 bzw.
B 6 innehaben, auch beim Überwechseln aus dem Bereich
des Bundesministeriums der Finanzen in die Bundesanstalt
statusgleich übergeleitet werden können. Bei einer Nachbe-
setzung werden die Ämter der Besoldungsgruppe B 6 dann
der Besoldungsgruppe B 4 und einige Ämter der Besol-
dungsgruppe B 3 künftig der Besoldungsgruppe B 2 zuge-
ordnet werden.

Beamtinnen und Beamte des Bundesministeriums der Fi-
nanzen, deren bisherige Aufgaben mit der Auflösung der
Liegenschaftsabteilung nicht mehr im Bundesministerium
der Finanzen wahrgenommen werden, wechseln in die Bun-
desanstalt. Sie werden durch Einzelmaßnahmen nach § 26
Abs. 2 Bundesbeamtengesetz versetzt. Sie erhalten in der
Bundesanstalt an Stelle der Ministerialzulage eine ab-
schmelzende Ausgleichszulage nach § 13 Abs. 1 Bundesbe-
soldungsgesetz. Diese zehrt sich bei Erhöhung der Dienst-
bezüge auf.

Zu Absatz 2

Die Regelung bestimmt, dass die Angestellten, Arbeite-
rinnen, Arbeiter und Auszubildenden der Bundesvermö-
gensverwaltung kraft Gesetzes Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der neuen Bundesanstalt sind. Zugleich gehen die
Rechte und Pflichten aus den bisherigen Arbeitsverhältnis-
sen auf die Bundesanstalt über. Der Hinweis auf § 12 Abs. 1
stellt klar, dass die bisherigen tarifvertraglichen Arbeitsbe-
dingungen (wie z. B. BAT, MTArb und TVWaB) fortgelten.
Diese Überleitung der Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse
gewährleistet die Funktionsfähigkeit der Bundesanstalt und
trägt dem Schutz und den Interessen der Angestellten, Arbei-
terinnen und Arbeiter sowie Auszubildenden Rechnung.

Zu § 19 (Verteilung der Versorgungslasten)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift stellt klar, dass die Versorgungsbezüge und
Beihilfeleistungen der vorhandenen Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfänger weiterhin vom Bund ge-
tragen werden.

Zu Absatz 2

Hiermit wird erreicht, dass der Bund auch die Versorgungs-
und Beihilfekosten für die Beamtinnen und Beamten der
Bundesanstalt trägt.

Zu Absatz 3

Die Bundesanstalt beteiligt sich an den Kosten nach Ab-
satz 2. Sie leistet dafür pauschal einen jährlichen Betrag in
Höhe von 33 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge ihrer
aktiven und ruhegehaltfähig beurlaubten Beamtinnen und
Beamten. Der Satz von 33 % der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge ist der für diese Leistungen übliche Kostensatz, wie

er bei der Erhebung eines Versorgungszuschlags für die
ruhegehaltfähige Beurlaubung (30 %) sowie für Beihilfe-
leistungen (3 %) Anwendung findet.

Zu Artikel 2 (Änderung des Bundesbesoldungs-
gesetzes)

Die Änderungen der Bundesbesoldungsordnung B des Bun-
desbesoldungsgesetzes tragen der Neuorganisation der Bun-
desvermögensverwaltung in der Anstalt Rechnung. Auch
die Führungspositionen der bisherigen Liegenschaftsabtei-
lung des Bundesministeriums der Finanzen und der Bundes-
vermögensabteilungen der Oberfinanzdirektionen gehen in
die Bundesanstalt über. Die dann in der Bundesanstalt wahr-
genommenen Funktionen sind in der Besoldungsordnung B
auszubringen.

Zu Nummer 1 Buchstabe a

Mit den Bundesvermögensabteilungen der Oberfinanzdirek-
tionen werden auch die Forstinspektionen als Teil der Bun-
desvermögensabteilungen aufgelöst. Die Amtsbezeichnung
kann daher entfallen.

Zu Nummer 1 Buchstabe b und Nr. 2

Die Dienstposten der Direktoren bei der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben werden – je nach Qualität und Quanti-
tät der Aufgabe – nach Besoldungsgruppe B 2 oder B 3 be-
wertet.

In der Zentrale sind sie der Besoldungsgruppe B 3 zugeord-
net, sofern sie unmittelbar dem Vorstand zuarbeiten. Dies
gilt für vier Aufgabenbereiche. Sind die Dienstposten noch
in die Koordination eines Ersten Direktors eingebunden,
sind sie in der Besoldungsgruppe B 2 angesiedelt.

In der Region werden Direktoren der Besoldungsgruppe B 2
als Leiter von großen und bedeutenden Hauptstellen einge-
setzt.

Zu Nummer 3

Die Ersten Direktoren bei der Bundesanstalt werden als Lei-
ter der Geschäftsbereiche Verkauf und Facilitymanagement
eingesetzt. Die Ergebnisse dieser Geschäftsfelder entschei-
den über den unternehmerischen Erfolg der Bundesanstalt.
Darüber hinaus haben die Ersten Direktoren eine Koordinie-
rungsfunktion zu einem fachbezogenen Geschäftsbereich
unmittelbar unterhalb der Vorstandsebene. Dadurch kommt
ihnen eine herausgehobene Bedeutung zu.

Zu Artikel 3 (Änderung des Finanzverwaltungs-
gesetzes)

Die Vorschrift passt das Finanzverwaltungsgesetz an die ge-
änderte Aufgabenzuweisung an.

Zu Artikel 4 (Änderung des Vermögenszuord-
nungsgesetzes)

Die Vorschrift beinhaltet ausschließlich eine redaktionelle
Änderung, die sich als Folge der Auflösung der Bundesver-
mögensämter und der Errichtung der Bundesanstalt ergibt.
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Zu Artikel 5 (Änderung des Gesetzes zu dem Ver-
trag vom 12. Oktober 1990 zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und
der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken)

Die Vorschrift beinhaltet ausschließlich redaktionelle Ände-
rungen, die sich als Folge der Auflösung von Organisations-
einheiten der Bundesvermögensverwaltung und der Errich-
tung der Bundesanstalt ergeben.

Zu Artikel 6 (Änderung der Bundesobergrenzenver-
ordnung)

Im gehobenen Dienst der Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben werden drei Gruppen mit unterschiedlichen Ober-
grenzen aus aufzulösenden Bereichen zusammengeführt.
Dazu gehören vor allem die Laufbahn des gehobenen nicht-
technischen Dienstes der Bundesvermögensverwaltung und
der Bundesforstverwaltung sowie Beschäftigte des gehobe-
nen Dienstes des Bundesministeriums der Finanzen. Die für
die Bundesanstalt vorgesehenen Obergrenzen bilden im
Wesentlichen den zusammengenommen Stellenkegel aus
den drei vorgenannten Bereichen ab. Durch die vorgesehene
Regelung wird der Sonderstellung der Bundesanstalt Rech-
nung getragen, die in ihrem Kerngeschäft abweichend von
herkömmlichen Verwaltungsstrukturen nach unternehmeri-
schen Gesichtspunkten die Immobilien des Bundes betreuen
und veräußern soll. Die Obergrenzenregelung verbessert die
Möglichkeit, eigenständig und kurzfristig anforderungsge-
rechte Schwerpunkte bei den Beförderungsmöglichkeiten in
Bereichen zu setzen, von denen der unternehmerische Er-
folg der Bundesanstalt besonders abhängt. Dies unterstützt
die Zielsetzung der Neuordnung des Immobilienmanage-
ments des Bundes, die Immobilienwirtschaft künftig nach
unternehmerischen Grundsätzen zu führen.

Zu Artikel 7 (Änderung der Leistungsstufenverord-
nung)

Mit der Regelung wird das Prinzip der dezentralen Vergabe
auch in der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben umge-
setzt. Der Vorstand kann nicht selbst über die Gewährung
von Leistungsstufen und das Verbleiben in den Stufen ent-
scheiden. Er muss die Entscheidungsbefugnis delegieren, ist
aber unter Beachtung des Grundsatzes der dezentralen Ver-
gabe in seiner Entscheidung frei, wem er diese Befugnis
überträgt.
Für den Arbeitnehmerbereich ist bereits durch die in Artikel 1
§ 12 Abs. 1 des Gesetzes erklärte Anwendung der sonstigen
Bestimmungen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
der Bundesanstalt auch das Rundschreiben des Bundesminis-
teriums des Innern vom 14. Februar 2003 – D II 2 – 220 219 –
4/62 zur außertariflichen Gewährung von Prämien und Zula-
gen für besondere Leistungen an Arbeitnehmern des Bundes
entsprechend der Verordnung über die Gewährung von Prä-
mien und Zulagen für besondere Leistungen (Leistungs-
prämien- und -zulagenverordnung – LPZV) anwendbar.

Zu Artikel 8 (Änderung der Leistungsprämien- und
-zulagenverordnung)

Siehe Begründung zu Artikel 7.

Zu Artikel 9 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)

Die Regelung ist notwendig, um eine „Versteinerung“ der
durch die Artikel 6, 7 und 8 geänderten Rechtsverordnun-
gen zu vermeiden und in Zukunft wieder deren Änderung
oder Aufhebung durch Rechtsverordnung zu ermöglichen.

Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 796. Sitzung am 13. Februar
2004 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zur Eingangsformel
In der Eingangsformel sind nach dem Wort „hat“ die
Wörter „mit Zustimmung des Bundesrates“ einzufügen.
B e g r ü n d u n g
a) Artikel 74a Abs. 3 GG bestimmt, dass auch ein ge-

mäß Artikel 73 Nr. 8 GG der ausschließlichen Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes unterliegendes
Gesetz dann der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, soweit dieses Gesetz andere Maßstäbe für den
Aufbau oder die Bemessung der Besoldung ein-
schließlich der Bewertung der Ämter vorsieht als
Bundesgesetze nach § 74a Abs. 1 GG.
Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfüllt.
Gemäß Artikel 1 – § 18 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 –
BImA-Errichtungsgesetz (Überleitung von Beschäf-
tigten) soll die Besoldung des Ersten Direktors der
neuen Anstalt übergangsweise nach Besoldungs-
gruppe B 6 erfolgen.
Die übergangsweise Zuordnung zur Besoldungs-
gruppe B 6 verstößt gegen den Grundsatz der funk-
tionsgerechten Besoldung gemäß § 18 BBesG. Aus-
weislich der Gesetzesbegründung tritt die Absicht,
die bisherigen Amtsinhaber statusgleich in die neue
Anstalt überführen zu wollen, an die Stelle einer an
sich erforderlichen Prüfung der Angemessenheit der
beabsichtigten Ämterzuordnung. Diese Betrach-
tungsweise ist mit den Grundsätzen des Bundesbesol-
dungsgesetzes nicht vereinbar.
Fraglich ist zudem, ob die Zustimmungspflicht nicht
auch durch die in Artikel 6 vorgesehene Stellenober-
grenzenregelung ausgelöst wird. Zwar ist die Bun-
desregierung gemäß § 26 Abs. 3 BBesG ermächtigt,
für ihren Bereich von den allgemeinen Stellenober-
grenzen (§ 26 Abs. 1 BBesG) abzuweichen, doch hat
dies „unter Berücksichtigung der gemeinsamen Be-
lange aller Dienstherren“ zu erfolgen (§ 26 Abs. 3
Satz 1 BBesG).

b) Für den Bereich der Wohnungen, die mit Woh-
nungsfürsorgemitteln (im Sinne der §§ 87a und 111
des vormaligen Zweiten Wohnungsbaugesetzes –
II. WoBauG) gefördert wurden, bestehen Organleihe-
abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und einzelnen Ländern; demnach hat der Bund
diesen Ländern zur Wahrnehmung von deren Verwal-
tungskompetenz nach dem Gesetz über den Abbau
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen
(AFWoG) und dem jeweiligen Landesgesetz (vgl.
nun § 14 AFWoG) im Wege der Organleihe die Bun-
desvermögensabteilungen bestimmter Oberfinanz-

direktionen (OFD) zur Verfügung gestellt. Ohne ein
solches Organleiheabkommen müssten die OFD als
Behörden des Bundes zum Teil Landesrecht vollzie-
hen; dies wäre verfassungsrechtlich nicht zulässig.

Nach Artikel 1 § 2 Abs. 1 sollen u. a. Aufgaben, die
den Bundesvermögensabteilungen der OFD übertra-
gen sind, auf die zu errichtende Bundesanstalt für Im-
mobilenaufgaben (BImA) übergehen. Diese Vor-
schrift lässt nicht eindeutig erkennen, ob – Variante
(a) – auch die Aufgaben der Bundesvermögensabtei-
lungen der OFD nach einem bestehenden Organ-
leiheabkommen unmittelbar kraft Gesetzes auf die
BImA übergehen sollen.

Soll eine Aufgabenübertragung nicht unmittelbar
kraft Gesetzes erfolgen – Variante (b) –, würde aber
jedenfalls zum Teil die Erfüllung der mit einzelnen
Ländern abgeschlossenen Organleiheabkommen un-
möglich werden; nach Artikel 1 § 13 sollen nämlich
die Bundesvermögensabteilungen der OFD mit dem
Tag der Errichtung der BImA entfallen. (Damit
könnte die Erhebung der Fehlbelegungsabgabe inso-
weit – bis zum Abschluss eines neuen Organleihe-
abkommens – vereitelt werden.)

Sowohl nach Variante (a) als auch nach Variante (b)
würde in bestehende Organleiheabkommen eingegrif-
fen; damit würden im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG
– zustimmungsbedürftig – Regelungen zur Einrich-
tung der Behörden und zum Verwaltungsverfahren
getroffen (nämlich abweichend vom Organleihe-
abkommen).

2. Zum Gesetzentwurf insgesamt

a) Der Bundesrat weist darauf hin, dass die Neuorgani-
sation erst beschlossen werden darf, wenn die Ge-
samtwirtschaftlichkeit sichergestellt ist. Hierfür sind
insbesondere die steuerlichen Konsequenzen der
Neuorganisation zu klären.

b) Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf si-
cherzustellen, dass die Übernahme der vom Bund
übertragenen liegenschaftsbezogenen und sonstigen
Aufgaben durch die Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben keine finanziellen Auswirkungen für die
Länder als Folge der Auftragsverwaltung für die
Bundesfernstraßen hat.

B e g r ü n d u n g (zu Buchstabe b)

Künftig soll es zu den Aufgaben der Bundesanstalt gehö-
ren, Ansprechpartner für die Auftragsverwaltung eines
Landes zu sein, wenn es darum geht, Grundstücke aus
dem Allgemeinen Grundvermögen des Bundes für Zwe-
cke des Bundesfernstraßenbaues, insbesondere für natur-
schutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, zur
Verfügung zu stellen.
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Bisher erfolgte diese Übergabe der Flächen von der Bun-
desfinanzverwaltung an die Auftragsverwaltung unent-
geltlich. Hintergrund der Unentgeltlichkeit war, dass alle
Flächen Bundesvermögen geblieben sind und aus die-
sem Grund der erforderliche Aufwand für die entgelt-
liche Überlassung, also Leistung von Ausgleichszahlun-
gen unter den Ressorts, als unverhältnismäßig betrachtet
wurde.

Vor diesem Hintergrund gibt es eine Vorgabe an die Auf-
tragsverwaltung, für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
vorrangig auf Bundesvermögen zurückzugreifen. Auf
diese Weise ersparte der Bund die Kaufpreise und Ne-
benkosten der Kaufgeschäfte im Verkehrsressort.

Der Bundesrat geht davon aus, dass an dieser Verwal-
tungspraxis festgehalten wird und sich aus der Tätigkeit
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben keine finan-
ziellen Belastungen im oben genannten Sinne für die
Länder ergeben.

3. Zu Artikel 1 (§ 1 Abs. 1 Satz 1 und § 2 Abs. 1 Satz 1
BImAG),

3. Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weiteren
Gesetzgebungsverfahren die erforderlichen Schritte zu
unternehmen, damit am Tag der Übertragung der Auf-
gaben von den Bundesvermögensabteilungen der OFD
auf die vorgesehene Bundesanstalt für Immobilenaufga-
ben (BImA) auch die Organleiheabkommen mit den
Ländern, die zur Erhebung der Fehlbelegungsabgabe für
den Bereich der Bundesbedienstetenwohnungen abzu-
schließen sind, in Kraft treten können.

B e g r ü n d u n g

Für den Bereich der Wohnungen, die mit Wohnungsfür-
sorgemitteln (im Sinne der §§ 87a und 111 des vormali-
gen Zweiten Wohnungsbaugesetzes – II. WoBauG) ge-
fördert wurden, bestehen Organleiheabkommen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und einzelnen
Ländern; demnach hat der Bund diesen Ländern zur
Wahrnehmung von deren Verwaltungskompetenz nach
dem Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionierung
im Wohnungswesen und dem jeweiligen Landesgesetz
(vgl. nun § 14 AFWoG) im Wege der Organleihe die
Bundesvermögensabteilungen bestimmter OFD zur Ver-
fügung gestellt. Ohne ein solches Organleiheabkommen
müssten die OFD als Behörden des Bundes zum Teil
Landesrecht vollziehen; dies wäre verfassungsrechtlich
nicht zulässig.

Nach Artikel 1 § 2 Abs. 1 sollen u. a. Aufgaben, die den
Bundesvermögensabteilungen der OFD übertragen sind,
auf die zu errichtende BImA übergehen. Nach der Be-
gründung des Gesetzentwurfs soll der BImA auch die
Durchführung von Aufgaben nach den mit den Ländern
zu schließenden Organleiheabkommen obliegen.

Solche künftigen Organleiheabkommen, jedenfalls so-
weit sie an die bis dahin bereits bestehenden Abkommen
anknüpfen sollen, müssen ggf. bereits am Tag der Aufga-
benübertragung nach Artikel 1 § 2 Abs. 1 des Gesetzent-
wurfs in Kraft treten können. Um dies zu gewährleisten,
muss, schon wegen des nötigen Vorlaufs in den Ländern,
ausreichend Zeit zwischen der Verkündung des Gesetzes
und dem Tag der Aufgabenübertragung auf die BImA lie-
gen; bei der Bestimmung der maßgeblichen Zeitpunkte
sind die unterschiedlichen förmlichen Anforderungen in
den betroffenen Ländern zu berücksichtigen.

4. Zu Artikel 1 (BImAG),
4. Zu Artikel 2 (BBesG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren zu prüfen, ob das in die neu eingerichteten Ämter der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben übergeleitete
Personal zur Vermeidung persönlicher Einkommensver-
luste ohne Ausnahme eine Überleitungs- oder Aus-
gleichszulage erhalten sollte.

B e g r ü n d u n g

Artikel 1 § 18 des Gesetzentwurfs der Bundesregierung
sieht vor, dass das Personal in entsprechender Anwen-
dung des § 130 Abs. 1 BRRG übergeleitet wird. Abwei-
chend davon sollen die ersten Amtsinhaber der Ämter
„Direktor der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“
und „Erster Direktor der Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben“ unter Beibehaltung ihrer bisherigen besol-
dungsrechtlichen Einstufung statusgleich übergeleitet
werden. Sie sollen Bezüge nach Besoldungsgruppe B 3
statt B 2 und Besoldungsgruppe B 6 statt B 4 erhalten.
Dies soll jedoch nur gelten, wenn sie bisher ein entspre-
chendes Amt innehatten.

Diese Regelung entspricht nicht den Grundsätzen des
§ 18 BBesG. Danach sind Funktionen ohne Rücksicht
auf die Amtsinhaber bestimmten Besoldungsgruppen zu-
zuordnen. Die Ämtereinstufung ist grundsätzlich ohne
Rücksicht auf die Amtsinhaber vorzunehmen. Es ist kein
sachlicher Grund ersichtlich, dass diese Ämter um ein
bzw. zwei Besoldungsgruppen höher eingestuft werden
als in Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 3 des Entwurfs
vorgesehen.

Die übergeleiteten Direktoren und Ersten Direktoren kön-
nen vor persönlichen Einkommenseinbußen – wie allge-
mein üblich – durch eine noch zu regelnde Überleitungs-
zulage oder eine Ausgleichszulage gemäß § 13 Abs. 1
Nr. 1 BBesG geschützt werden.

Für die durch Artikel 1 § 18 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzent-
wurfs von der statusgleichen Überleitung ausgeschlosse-
nen Beamtinnen und Beamten sollten zur Vermeidung
von Ungleichbehandlungen die gleichen Regelungen
gelten.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1 (Zur Eingangsformel)

Zu Buchstabe a

Die Bundesregierung stimmt dem Beschlussvorschlag nicht
zu.

Der Gesetzentwurf sieht vor, Beamte der Besoldungsgrup-
pen B 6 (Unterabteilungsleiter) und B 3 (Referatsleiter,
Finanzpräsidenten), die vom Bundesministerium der Finan-
zen bzw. von der Bundesfinanzverwaltung in die BImA
übergeleitet werden und bisher ein entsprechendes Amt in-
nehatten, in diesen Besoldungsgruppen zu belassen. Damit
wird für die ersten Amtsinhaber eine höhere besoldungs-
rechtliche Einstufung vorgenommen, als für ihre Nachfolger
(Erste Direktoren in Besoldungsgruppe B 4 und Direktoren
in Besoldungsgruppe B 2). Mit dieser Maßnahme wird das
bis zur Überführung erreichte Amt sowie das Grundgehalt
bis zum Ausscheiden geschützt. Damit wird der Übergang
von Führungspersonal in die BImA ohne Motivationsverlust
unterstützt.

Die Bundesregierung hält die statusgleiche Überleitung für
gerechtfertigt und sieht darin keinen Verstoß gegen den
Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung. Mit der Rege-
lung wird auch nicht von den Maßstäben für den Aufbau
und die Bemessung der Besoldung einschließlich der
Bewertung der Ämter abgewichen. Deshalb ist eine Zustim-
mungspflicht nach Artikel 74a Abs. 3 GG nicht gegeben.
Durch die statusgleiche Überleitung werden vielmehr die an
die ersten Amtsinhaber gesteigerten Anforderungen durch
die Neuorientierung in einer Anstalt (Spartenverantwor-
tung) berücksichtigt, die später auf das im Gesetzentwurf
für den „Normalbetrieb“ vorgesehene Besoldungsniveau
von B 4 und B 2 zurückgehen. Im Übrigen sind auch bei
bisherigen Behördenumstrukturierungen Führungskräfte
statusgleich übergeleitet worden, ohne dass die Länder
widersprochen hätten.

Die Auffassung des Bundesrates zur Zustimmungspflicht
nach Artikel 74a GG bei der Festlegung von besonderen
Obergrenzen für Beförderungsämter widerspricht der Rege-
lung in § 26 Abs. 3 BBesG, wonach der Bund ausdrücklich
zum Erlass von Verordnungen für seinen Bereich ohne die
Zustimmung des Bundesrates ermächtigt wird.

In dem vor der Bundesratsbefassung durchgeführten Um-
laufverfahren zu den besoldungsrechtlichen Begleitregelun-
gen auf der Ebene der für das Besoldungsrecht zuständigen
Landesministerien ist der von der Bundesregierung vorge-
nommenen Einstufung als Bagatellmaßnahme nicht quali-
fiziert widersprochen worden.

Der Beschluss des Bundesrates steht auch im Gegensatz
zum Bekunden der Länder, die Eigenverantwortlichkeit der
Dienstherren zu stärken, zumal es sich um Maßnahmen un-
tergeordneter Bedeutung handelt.

Zu Buchstabe b
Die Bundesregierung stimmt dem Beschlussvorschlag nicht
zu.
Mit der Auflösung der Bundesvermögensabteilungen und
Übertragung ihrer Aufgaben auf die BImA wird die Aus-
führung von Bundesgesetzen durch die Länder nicht be-
rührt. Den Ländern verbleibt die Entscheidung über die
Ausführung ihres Landesrechts: Sie können entweder durch
Änderung der Organleiheabkommen mit der Bundesrepu-
blik Deutschland der BImA die bisherigen Aufgaben über-
tragen oder diese künftig mit eigenen Behörden ausführen.
Der Regelungsbereich von Artikel 84 Abs. 1 GG ist damit
nach Auffassung der Bundesregierung nicht eröffnet.
Die BReg wird den Ländern zeitnah einen Vorschlag zur
Anpassung der bestehenden Organleiheabkommen zur Er-
hebung der Fehlbelegungsabgabe bei Bundesdarlehenswoh-
nungen unterbreiten, sodass diese in Abhängigkeit vom Er-
richtungszeitpunkt der BImA an die neue Organisations-
struktur angepasst werden können.

Zu Nummer 2 (Zum Gesetzentwurf insgesamt)
Zu Buchstabe a
Die Bundesregierung sieht keine Steuerpflicht der BImA.
Sie wird bei den zuständigen Landesfinanzbehörden um
eine rechtsverbindliche Bestätigung ihrer Auffassung nach-
suchen.

Zu Buchstabe b
Die Bundesregierung bestätigt, dass sich die bisherige Ver-
waltungspraxis durch die Umstrukturierung der Bundesver-
mögensverwaltung in die BImA nicht ändert.

Zu Nummer 3 (Artikel 1 und 10)
Die Bundesregierung greift die Bitte auf und bereitet zur
Zeit die Entwürfe zur Änderung der Organleiheabkommen
zur Erhebung der Fehlbelegungsabgabe bei Bundesdarle-
henswohnungen vor.

Zu Nummer 4 (Artikel 1 und 2)
Die Bundesregierung stimmt dem Beschlussvorschlag nicht
zu.
Eine Regelung zu Ausgleichs- oder Überleitungszulagen
zum Schutz vor Einkommensverlusten für Beamte, die in
der BImA geringerwertig verwendet werden, ist nicht erfor-
derlich. Alle Beamten werden statusgleich übergeleitet,
ohne dass es einer besonderen gesetzlichen Bestimmung be-
darf. Eine Ausnahmeregelung war nur für die vor dem
Wechsel in den Besoldungsgruppen B 6 und B 3 vorhande-
nen Beamten erforderlich, da diese Ämter nicht mehr oder
nicht mehr in dem entsprechenden Umfang in der BImA zur
Verfügung stehen. Hierzu wird auch auf die Stellungnahme
zu Nummer 1 Buchstabe a verwiesen.
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